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EDITORIAL
Der Wahlkampf für die Nationalratswahlen stand bislang unter 

keinem besonders glücklichen Stern. Die Initiative, die Wähle-

rInnen an die Urne zu rufen, überließ die spö Sebastian Kurz, 

der mit dem »Macher-Image« das intrigante Wegmobben seines 

Vorgängers übertünchen konnte. Obwohl zwar der Zeitpunkt, 

nicht aber das Interesse am Kurz-Sobotka-Flügels an Neuwah-

len überraschend kommen konnte, brauchte die spö Monate, 

um in Kampagnenmodus zu kommen. Und als sie dort endlich 

angekommen war, machte sie sich mit ihrer Beraterauswahl, 

Themen-Hopping und Ablenkung von der eigenen sozial 

kämpferischen Wahlkampfl inie selbst das Leben schwer.

Trotz alledem irren sich jene, die meinen, die Wahl am 

15.10. sei bereits entschieden. Wer quer durch die Bundes-

länder die Stimmung bei Hausbesuchen, im Straßenwahl-

kampf und bei den Veranstaltungen unseres Spitzenkandidaten 

Christian Kern verfolgt, der wird bemerken, dass die um vie-

les besser ist, als die Sebastian-Kurz-Jubelshow, die täglich von 

den heimischen Printmedien in Szene gesetzt wird. Die »klas-

senkämpferische« Linie von Christian Kern missfällt vielleicht 

dem övp-Landeshauptmann Schützenhöfer, den Medien und 

den Sicherheitsfetischisten in den eigenen Reihen. Aber bei 

den WählerInnen kommt sie an. Wie auch 2006, als Schüssels 

Wahlerfolg medial schon eine klare Sache war, wird auch heu-

er die Entscheidung auf den letzten Metern fallen. Wie 2006 

muss die spö diese Wahl zuspitzen: Auf eine Entscheidung 

zwischen einem sozialdemokratischen Politikentwurf, der die 

Lebensumstände für alle verbessern will, und einer schwarz-

blauen Politik, die die Gesellschaft spalten möchte, um der 

Unternehmer-Lobby leichter Geld zuschieben zu können.

Am Beginn dieser Ausgabe stehen die Beiträge zweier zu-

kunft-AutorInnen, die um den Einzug in den Nationalrat 

kämpfen:

Julia Herr, die auf Platz 16 der Bundesliste kandidiert, 

skizziert den politischen Rahmen ihrer Kandidatur. 

Wolfgang Moitzi, der auf Listenplatz 3 im Regional-

wahlkampf Obersteiermark um das Kampfmandat ringt, er-

läutert, warum und wie eine Politik für die Vielen auf re-

gionaler Ebene übersetzt werden muss.

Daran schließen Bernhard Wieland und Herbert Bu-

chinger in Fortsetzung ihres Debattenbeitrags in zukunft 

07-08/2017 mit einem konkreten Politik-Vorschlag für einen 

grün-roten New Deal an.

Zahlreiche Reaktionen aller Art haben wir auf den Dis-

kussionsbeitrag von Bernhard Heinzlmaier in zukunft 

06/2017 erhalten. Christian Berger und Raphaelea Tie-

fenbacher haben ihre kritischen Anmerkungen zu seinem 

Diskussionsanstoß in einen Beitrag in dieser Ausgabe gegossen.

Ronald Schlesinger zeigt die dringende Notwendigkeit 

wohnpolitischer Regulierung und öff entlicher Wohnbautä-

tigkeit auf, indem er die Praktiken von Immobilienspeku-

lation beschreibt – und am Beispiel der Gemeinde Wien Ge-

genstrategien aufzeigt.

Ludwig Dvořák analysiert das Herumlavieren der bri-

tischen Regierung in Fragen des Brexit und der britischen 

Innenpolitik. 

Wolfgang Achleitner präsentiert aktuelle emanzipations-

politische Erfolge in Tunesien, wo die Regierung versucht, 

ihren schwindenden Rückhalt durch eine Mobilisierung für 

Frauenrechte zu stabilisieren und in die Off ensive zu gehen.

Georg Hubmann bespricht die jüngst erschienene Dis-

sertation der großen Sozialforscherin Marie Jahoda aus 

dem Jahr 1932 und würdigt die bis heute anhaltende Bedeu-

tung von Jahodas Arbeit.

Die Buchtipps runden schließlich diese Ausgabe ab.

Wir wünschen gute Unterhaltung beim Lesen und 

Schauen!

LUDWIG DVOŘÁK

Gf. Chefredakteur





Inhalt

IMPRESSUM Herausgeber: Gesellschaft zur Herausgabe der Zeitschrift »Zukunft«, 1110 Wien, Kaiserebersdorferstraße 305/3 Verlag und Anzeigenannahme: VA Verlag GmbH, 
1110 Wien, Kaiserebersdorferstraße 305/3 Chefredaktion: Caspar Einem, Ludwig Dvořak (geschäftsführend) Redaktion: Alessandro Barberi, Bernhard Bauer, Elisabeth Felbermair, 
Senad Lacevic, Philipp Oberhaidinger, Armin Puller, Thomas Riegler, Michael Rosecker, Jennifer Sommer, Artur Streimelweger, Anna Vukan Druck: Gutenberg Druck GmbH, 2700 Wiener 
Neustadt Cover: Peter Paul Rubens, Die vier Paradiesflüsse, Wien, Kunsthistorisches Museum, Gemäldegalerie, Inv. GG 526, © KHM-Museumsverband

KORREKTUR

Zum Beitrag »Zwischen Aufbruch und Abbruch« von Bernhard Heinzlmaier in ZUKUNFT 06/2017 hat uns u. a. eine Zuschrift der 
Agenda Austria erreicht, dass es nicht stimme, dass sie von der Industriellenvereinigung finanziert werde. Bernhard Heinzlmaier hat 
uns daher um die Veröffentlichung nachstehender Korrektur gebeten: 

»In meinem Artikel habe ich irrtümlich behauptet, dass die ›Denkfabrik der Millionäre‹, wie die Agenda Austria in den Medien bezeichnet 
wird, von der Vereinigung Östereichischer Industrieller finanziert wird. Das ist unrichtig. Tatsächlich wird diese ›Denkfabrik der Million-
äre‹ von großen finanzkräftigen Industrie- und Finanzunternehmem wie die Erste Bank, Oberbank, der Raiffeisen Zentralbank, Rewe und 
vielen anderen finanziert. Billagründer und Milliardär Karl Wlaschek stellte der Agenda Austria 2012 unentgeltlich Büros zur Verfügung. 
Die Agenda Austria kann als Think Tank und Ideologieproduktionseinrichtung der Superreichen Österreichs verstanden werden.«
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ie Generation meiner Eltern ist von einer simplen 

Idee geprägt: »Wenn du etwas G‘scheites lernst 

und hart arbeitest, kannst du es zu etwas bringen.« 

Das hört sich vernünftig an und es gibt zehntau-

sende solcher Erfolgsgeschichten in Österreich. Die meisten 

von ihnen beginnen in den Kreisky-Jahren oder bald danach. 

Doch für meine Generation stimmt das nicht mehr. Ein 

Studium zu absolvieren ist keine Jobgarantie. FacharbeiterIn 

zu sein schützt nicht davor, unter prekären Bedingungen bei 

einer Leiharbeitsfirma beschäftigt zu sein. Vierzig Stunden 

zu arbeiten heißt nicht automatisch, sich eine gute Wohnung 

und Mobilität leisten zu können. Die Generation Praktikum 

hat gelernt, sich selbst zu optimieren und zu vermarkten, sich 

immer noch ein bisschen mehr zu bemühen, wenn es etwas 

nicht klappt. Gleichzeitig verlieren Teile der Generation Krise 

den Glauben daran, dass es da eine echte Chance für sie gibt, 

dass es sich lohnt, Leistung zu bringen. Beiden ist eines ge-

meinsam: Sie bekommen nicht, was ihnen zusteht. Ein Le-

ben, das ihnen die Möglichkeit zur Selbstentfaltung gibt, eine 

Gesellschaft, die sich für ihr Können, ihr Talent, ihre Leis-

tung interessiert. Die Möglichkeit, es auch ohne Connections 

und durch die eigene Leistung zu bescheidenem Wohlstand 

zu bringen. 

KLASSENKAMPF – VON OBEN

Als die spö den Slogan der sj-Kampagne »Weil es Dir zu-

steht« in adaptierter Form plakatierte, wurde ihr vorgeworfen, 

Klassenkampf in die österreichische Politik zu bringen. Dabei 

gibt es diesen Klassenkampf längst und seine Ergebnisse sind 

spürbar: Wenn die Österreich-Tochter eines großen interna-

tionalen Kaffeekonzerns mit 814 Euro im Jahr weniger Steu-

ern abliefert, als ein Facharbeiter im Monat Abgaben leistet; 

wenn in Innsbruck und anderen österreichischen Städten ein 

Quadratmeter privater Wohnraum mehr Miete kostet, als 

eine Krankenschwester pro Stunde verdient; wenn gutver-

dienende Wirtschaftsvertreter von Politikern mit fünfstelligen 

Gehältern einfordern, den Ärmsten unserer Gesellschaft die 

Mindestsicherung zu kürzen, um »Arbeitsanreize« zu schaffen 

– dann hat nicht Christian Kern den Klassenkampf in Öster-

reichs Politik gebracht. 

Der us-Milliardär Warren Buffet, der seit Jahren dagegen 

kämpft, dass das politische Establishment seinesgleichen »ver-

hätschelt«, hat es auf den Punkt gebracht: »Es herrscht Klassen-

krieg und meine Klasse ist dabei zu gewinnen – aber das sollte 

sie nicht.« Das ist das eigentliche Thema dieses Wahlkampfs: 

In völligem Gleichklang haben övp und fpö in den letzten 

Wochen ein Wirtschaftsprogramm für die Reichen und Kon-

zerne vorgelegt. Über vier Milliarden will Sebastian Kurz mit 

der Senkung der Gewinnsteuern den Konzernen schenken. 

Völlig schamlos erklärt er es für selbstverständlich, dass er die 

untere Einkommenshälfte der ArbeitnehmerInnen gar nicht 

entlasten will. Ergänzend dazu hat die fpö der Pflichtmit-

gliedschaft den Krieg erklärt, um so den Schutz der Arbeit-

nehmerInnen zweifach zu durchlöchern. Den Arbeiterkam-

mern soll die Kraft genommen werden, ArbeitnehmerInnen 

und KonsumentInnen wirksam zu beraten und zu vertreten. 

Mit dem Ende der Pflichtmitgliedschaft bei den Wirtschafts-

kammern könnte jeder Unternehmer durch Austritt auch den 

Kollektivvertrag verlassen. Damit würde das österreichische 

System der Kollektivverträge, würden verbindliche Mindest-

löhne, Weihnachts- und Urlaubsgeld zerstört. Das ist Klassen-

kampf in Reinkultur – ein Klassenkampf von oben. 

HOL DIR WAS DIR ZUSTEHT

Es ist kein Zufall, dass konservative JournalistInnen und Mei-

nungsmacherInnen beim Slogan »Hol Dir was Dir zusteht« 

WEIL ES DIR ZUSTEHT! VON JULIA HERR

Weil es Dir zusteht!
Julia Herr sieht sich als Stimme einer Generation, die nicht Generation Krise sein will. Mit tausenden AktivistInnen in ganz 

Österreich kämpft sie dafür, dass ihre Generation wieder jene Chancen erhält, von denen Christian Kern als Kind der Kreisky-

Ära berichtet. Denn das eigene Leben in Freiheit gestalten zu können, setzt soziale Sicherheit voraus.

D



Schnappatmung bekommen haben. Und es ist kein Zufall, 

dass tausende Menschen zu den öffentlichen Veranstaltungen 

von Christian Kern strömen und ihm zujubeln, wenn er in 

seinen Reden in den Mittelpunkt stellt, dass der Aufschwung 

bei allen ankommen soll, nicht nur bei ein paar Konzernen 

und Firmenchefs. Denn genau darum geht es in dieser Wahl-

auseinandersetzung: Nach über zehn Jahren Krise haben wir 

genug von der »Gürtel-enger-schnallen-Rhetorik«, mit der 

sie immer uns und nie die Banken, die Reichen und die Kon-

zerne meinen. 

SCHLUSS MIT DEN ABLENKUNGSMANÖVERN!

Auch Strache und Kurz haben verstanden, dass sie mit dem 

üblichen Gerede vom »beim Staat sparen« alleine diesmal kei-

nen Hund hinterm Ofen hervorlocken. Um ihre Politik für 

die Reichen umsetzen zu können, müssen sie die Gesellschaft 

spalten und den Begriff der Fairness umdeuten. In Stufe 1 

haben sie die Emotionen in der Flüchtlingsfrage geschürt. Seit 

Monaten reden sie von der Schließung der Mittelmeerroute, 

von Lagern in Nordafrika, von der drohenden »Flüchtlings-

flut«. Niemand redet davon, dass die Zahl der Asylanträge 

seit einem Jahr rasant sinkt und aktuell unter dem Niveau der 

schwarz-blauen Jahre 2002 – 2004 liegen. Und das hat einen 

guten Grund: Strache und Kurz wollen in Stufe 2 die soziale 

Frage zu einer ethnischen Frage machen. 

Das Fehlen einer eigenständigen Alterssicherung für Frau-

en gibt es seit Jahrzehnten. Es wirklich anzugehen, würde die 

Sponsoren von Schwarz-Blau in der Wirtschaft Geld kos-

ten. Den Neid auf angeblich so begünstigte Asylberechtigte 

zu schüren, ist für sie gratis. Mehr noch: Von der Kürzung 

der Mindestsicherung auch für ÖsterreicherInnen erhoffen 

sich Teile der Wirtschaft, z. B. in der Gastronomie, Arbeitneh-

merInnen in schlecht bezahlte Jobs zwingen zu können, ohne 

etwas an unmöglichen Arbeitsbedingungen ändern zu müs-

sen. Und deshalb beklagen sie scheinheilig (und wider besse-

res Wissen), dass Asylberechtigte, die noch nie ins System ein-

gezahlt haben, angeblich genauso viel bekommen, wie eine 

»Mindestpensionistin«. In der Welt der fpö ist es daher fair, 

dass Millionenerben steuerfrei gestellt bleiben, der pflegenden 

Mutter einer behinderten Tochter, einem syrischen Flücht-

lingskind oder einer niederösterreichischen Pensionistin aber 

die Mindestsicherung gekürzt wird. 

ERFOLG BRAUCHT KLARHEIT

Es gibt zwei Methoden mit dieser verlogenen schwarz-blau-

en Taktik umzugehen. Die eine Methode ist, selbst in diese 

Erzählung einzusteigen und um das Wohlwollen von Kurz 

und Strache in der Sicherheits- und Asylfrage zu werben. 

Diesen Weg halte ich für einen schweren Fehler. Nicht nur 

inhaltlich und moralisch, sondern auch wahltaktisch. An-

geblich soll es eine »Flanke schließen«. In Wahrheit macht 

es diese Flanke ständig größer. Denn je mehr Minister in 

Doppelinterviews mit Sebastian Kurz über Flüchtlingslager 

in Nordafrika und Migrationsbewegung als größte politische 

Herausforderung Österreichs sinnieren, desto weniger Zeit 

und Raum gibt es für die tatsächlichen, sozialen Herausfor-

derungen. Je mehr man darum bettelt, mit jedem und zu 

jeder Bedingung in eine Regierung zu gehen, umso weniger 

nimmt man die spö als offensive, gestaltende Kraft wahr. 

Christian Kern hat recht: Entweder gewinnen wir diese 

Wahl, oder wir landen in der Opposition. Es ist Zeit, dass 

wirklich alle verinnerlichen, dass wir nur aus eigener Kraft, 

nicht durch die Gnade der schwarz-blauen Zwillinge der 

nächsten Regierung angehören werden.

WEIL ES DIR ZUSTEHT!

Deshalb müssen wir in den nächsten Wochen bis zur Wahl das 

in den Mittelpunkt stellen, worum es wirklich geht und was 

der Slogan »Hol Dir was Dir zusteht« ausdrückt: Die Ausein-

andersetzung zwischen unterschiedlichen sozialen Interessen. 

Die Auseinandersetzung zwischen einer Politik für die 95 % in 

unserer Gesellschaft, die auf einen starken Sozialstaat angewie-

sen sind, um ein gutes Leben zu führen und den 5 %, die Kurz 

und Strache mit ihrer Wirtschaftspolitik bedienen wollen.

Es sind diese Argumente, mit denen ich und hunderte an-

dere freiwillige HelferInnen in diesem Wahlkampf schon vie-

le Menschen emotional erreicht haben. Auch jene, die ihnen 

widerfahrene Ungerechtigkeit mit dem Thema Asyl, Mig-

ration und Sicherheit in Verbindung bringen und gerne zu-

erst über AsylwerberInnen schimpfen, bevor sie über einen 

schlechten Job, eine zu teure Wohnung, einen abgelehnten 

Pensionsantrag sprechen. Ja, es gibt Probleme im Zusammen-

leben, die man lösen muss. Aber für meine Generation geht 

um mehr als das Mittelmeer, es geht um mehr als die Bren-

ner-Grenze. Wann immer wir klar machen, dass es um die 

Auseinandersetzung mit einer kleinen, verwöhnten Elite geht, 

die sich auf unsere Kosten bereichern will, haben wir gewon-

nen. Wann immer wir klar machen, dass wir wollen, dass die 

Millionäre dazu zahlen, um Wohnen leistbar zu machen und 

fpö und övp wollen, dass wir zahlen, um die anderen zu Mil-

lionären zu machen, haben wir gewonnen. Wann immer wir 

klar machen, dass Kurz und Strache über die Mindestsiche-
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rung reden, um den Konzernen Milliarden nachzuschmeißen, 

haben wir gewonnen. 

Für meine Generation geht es darum, das eigene Leben 

in sozialer Sicherheit frei gestalten zu können. Dafür braucht 

es Veränderung. Dafür braucht es leistbaren Wohnraum. Es 

braucht eine Stärkung von (Arbeits-)Rechten für prekär Be-

schäftigte, für Praktika, für Cloud Work. Es braucht einen 

Ausbau des öffentlichen Verkehrs und leistbare Mobilität. Es 

braucht sichere Jobs mit Einkommen, von denen man leben 

kann. Und es braucht Solidarität und Zusammenhalt in die-

ser Gesellschaft, damit wir unsere Lebensumstände so gestal-

ten können, wie wir das wollen und nicht so gestaltet werden, 

wie es die Konzerne gerade brauchen. 

Eine klare Abgrenzung, wer in diesem Land für wessen so-

ziale Interessen steht, ist unsere Chance, diese Wahl zu drehen. 

Die Stimmung im »Ground War« macht mich überzeugt, dass 

unsere Botschaft funktioniert. Aber damit sie ankommt, brau-

chen wir die Klarheit in unserer Themensetzung und Kom-

munikation, die unser Slogan vermittelt. Weil es Dir zusteht! 

JULIA HERR 

ist Vorsitzende der Sozialistischen Jugend Österreich und Ist Kandi-

datin für den Nationalrat. In ihrer Kampagne »Weil es dir zusteht« wirbt sie 

um Vorzugsstimmen auf der Bundesliste (Platz 16).

WEIL ES DIR ZUSTEHT! VON JULIA HERR



Peter Paul Rubens (1577 Siegen – 1640 Antwerpen)
Kentaur von Cupido gezähmt (in der Ausstellung als Faksimile zu sehen)
um 1601/02, schwarze Kreide auf Papier, 481 × 371 mm
Köln, Wallraf-Richartz-Museum & Fondation Corboud,Inv. Z 5888
© Rheinisches Bildarchiv Köln



RUBENS

KRAFT DER VERWANDLUNG

Eine Ausstellung des Kunsthistorischen Museums 

Wien und des Städel Museums, Frankfurt am Main

Peter Paul Rubens war seinerzeit ein Star – und ist 

es bis heute! Sein Name steht für die Malerei einer 

ganzen Epoche, die Zeit des Barock. Sein gewaltiges 

Lebenswerk umfasst großformatige Altarbilder, die 

an Dynamik und Farbgewaltigkeit alles übertreffen, 

was seine Zeitgenossen gewöhnt waren. Aber auch 

sinnliche Akte und dramatische Bilderzählungen 

gehören dazu. Ebenso verbindet man Rubens mit in-

timen und privaten Gemälden. Zu den berühmtesten 

zählt etwa »Das Pelzchen« – eine Liebeserklärung 

des Malers an seine zweite Gemahlin. Großartig und 

voller Lebendigkeit ist auch die Gewitterlandschaft, 

die Rubens wohl aus persönlichem Interesse an 

Problemen der Landschaftsdarstellung beginnt und 

zeitlebens verwandelt.

Die Sonderausstellung ermöglicht erstmals, diese 

und viele andere Wiener Meisterwerke im Kontext 

von Rubens› Vorzeichnungen, Ölskizzen, Tafelbildern 

und Leinwänden neu zu erleben. Die Werkauswahl, 

darunter etwa 70 Leihgaben aus den großen Samm-

lungen der Welt – dem Prado in Madrid, der Eremi-

tage in St. Petersburg oder der National Gallery of 

Art in Washington D.C. – ist dabei so getroffen, dass 

Gegenüberstellungen verdeutlichen, wie Rubens 

arbeitet, wie ihm seine eindringlichen, überlegt kom-

ponierten Kunstwerke gelingen.

Kunsthistorisches Museum Wien

Ab 17. Oktober 2017

Maria-Theresien-Platz, 1010 Wien

www.khm.at



Peter Paul Rubens (1577 Siegen – 1640 Antwerpen)
Das Haupt der Medusa

1617/18, Öl auf Leinwand, 68,5 × 118 cm
Wien, Kunsthistorisches Museum, Gemäldegalerie, Inv. GG 3834

© KHM-Museumsverband
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eit unsere Kampagne im Juni 2017 gestartet ist, sind 

wir Tag für Tag unterwegs, um bei Hausbesuchen, 

in Betrieben und Veranstaltungen das direkte Ge-

spräch zu suchen. Dabei zeigt sich, dass wir mit 

den Grundannahmen unserer Kampagne anscheinend richtig 

liegen. Bei dieser Wahlauseinandersetzung geht es im Kern 

nicht um das Mittelmeer und Grenzkontrollen. Es geht um 

die große Verunsicherung in der Gesellschaft, um das Gefühl 

vieler Menschen, dass sie ihr eigenes Leben nicht unter Kon-

trolle haben, dass die Zukunft für ihre Kinder, aber auch die 

Betreuung und Pflege der Älteren nicht gesichert ist. Und es 

geht darum, dass es zutiefst ungerecht ist, dass einige Wenige 

kassieren, was wir alle erarbeiten, während die Vielen immer 

mehr Sorgen im täglichen Leben haben. Wir spüren das in der 

Abwanderung in unserer Region, aber auch in den Budgets 

unserer Gemeinden, die zu wenig Mittel für ihre wachsenden 

Herausforderungen haben. 

Das macht manche Menschen anfällig für die Versuche 

von övp und fpö, unsere Gesellschaft zu spalten, verschiede-

ne Gruppen gegeneinander zu hetzen, von der Neiddebatte in 

der Mindestsicherung bis zu Fragen von Asyl und Migration. 

Als SozialdemokratInnen sehe ich für uns nur eine mögliche 

Antwort: Eine hoffnungsvolle Politik, die echte soziale Prob-

leme anspricht und löst, die den sozialen Zusammenhalt stärkt 

und die keine Sekunde dabei mitspielt, die Menschen aufein-

ander zu hetzen. Und ich fühle mich jeden Tag mehr bestärkt, 

dass sich eine solche Position auch politisch bezahlt macht.

OFFENSIV FÜR DEN AUSBAU DES SOZIALSTAATS

Es ist nachvollziehbar, dass övp und fpö bei ihren Ankündi-

gungen, die Abgabenquote zu senken und dafür die öffent-

lichen Budgets um bis zu 14 Mrd. Euro zu senken, in der 

Finanzierungsfrage luftig und substanzlos bleiben. Denn es ist 

offenkundig, dass Summen dieser Größenordnung weder aus 

der böswilligen Kürzung der Mindestsicherung für die Ärms-

ten unserer Gesellschaft, noch aus einer realisierbaren Verwal-

tungsreform gewonnen werden können. 14 Mrd. Euro weni-

ger Budget – das wird umfangreiche Kürzungen im Sozialstaat 

mit sich bringen.

Wir brauchen aber nicht weniger, sondern mehr öffent-

liche und soziale Infrastruktur. Stichwort Pflege: Die Ab-

schaffung des Pflegeregresses war eine wichtige Maßnahme, 

die Christian Kern vor dem Sommer umgesetzt hat. Doch es 

geht beim Thema Pflege noch um wesentlich mehr: Denn 

die Pflege älterer Menschen ist die mit Abstand größte so-

zialpolitische Herausforderung der nächsten Jahre.  In knapp 

zehn Jahren werden über eine Million ÖsterreicherInnen äl-

ter als 75 Jahre sein, bis 2050 wird sich diese Dynamik wei-

ter beschleunigen, die Zahl der Pflegebedürftigen wird rasant 

steigen. 

FÜR EINE PFLEGEVERSICHERUNG!

Die 24-Stunden-Pflege trägt aktuell viel zur Entlastung des 

stationären Pflegesektors bei. Doch sie beruht darauf, dass 

wir anderthalb Augen vor Arbeitsbedingungen und -quali-

tät überwiegend osteuropäischer Pflegekräfte zudrücken und 

trotz staatlicher Förderung Familien mit niedrigen Einkom-

men von dieser Möglichkeit ausschließen. Der wachsende 

Pflegesektor muss aber gute und stabile Arbeitsbedingungen 

bieten, nicht Lohndumping und Burnout.

Es braucht eine weitreichende Strukturänderung: Wir 

brauchen eine umfassende solidarische Absicherung für den 

Fall der Pflegebedürftigkeit. Pflegebedürftigkeit ist ein Risi-

FÜR DIE VIELEN, NICHT DIE WENIGEN VON WOLFGANG MOITZI

Für die Vielen, 

nicht die Wenigen 
Wolfgang Moitzi kämpft in seiner Kampagne im Wahlkreis Obersteiermark nicht nur für einen offensiven Ausbau des Sozi-

alstaats, sondern auch dafür, ihn regional umzusetzen. Denn der ländliche Raum brauche weniger Landwirtschaftsförderung 

und mehr starke öffentliche und soziale Infrastruktur.
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ko wie Krankheit, Unfall, Arbeitsunfähigkeit und Arbeitslo-

sigkeit. Lauter Risiken, für die es aus gutem Grund soziale 

Versicherungsleistungen gibt. Wir brauchen das auch für die 

Pflege, in welcher Form auch immer. Das ist kein Projekt, das 

von heute auf morgen umzusetzen ist. Gerade deshalb muss es 

jetzt angegangen werden. 

Wir brauchen eine Strukturänderung auch deshalb, weil 

die Lastenverteilung für Pflege zwischen den Gebietskör-

perschaften die Gemeinden finanziell an den Rand der Leis-

tungsfähigkeit bringt. Die spö bietet mit ihrer Forderung nach 

einem Pflegegarantiefonds im Wahlprogramm als einzige Par-

lamentspartei einen Lösungsansatz – und sie bietet mit Wert-

schöpfungsabgabe und Erbschaftssteuer auch zwei innovati-

ve und sozial gerechte Perspektiven für die Finanzierung der 

notwendigen zusätzlichen Leistungen.

SOZIALER ZUSAMMENHALT UND PERSÖNLICHE 

WÜRDE DURCH ÖFFENTLICHE BESCHÄFTIGUNG

Die Aktion 20.000 von Sozialminister Alois Stöger ist einer der 

wirklich großen politischen Erfolge der spö in der Regierung: 

20.000 öffentlich finanzierte Arbeitsplätze in Gemeinden und 

gemeinnützigen Trägern sind eine Riesenchance: Sie bietet 

Langzeitarbeitslosen über 50 erstmals wieder eine Perspekti-

ve für Würde und Respekt im Arbeitsleben. Und sie bietet 

den Gemeinden die Chance, Leistungen (wieder) anzubieten, 

die den Zusammenhalt vor Ort stärken. Die nö. Gemeinde 

Trumau bietet im Pilotversuch im Bezirk Baden eines von 

vielen gelungenen Beispielen: Im Rahmen der Aktion 20.000 

hat die Gemeinde einen zusätzlichen Gartenarbeiter beschäf-

tigt, der vom Friedhof bis zu anderen öffentlichen Flächen für 

gepflegte Grünräume sorgt, in denen sich die Gemeindebür-

gerInnen wohlfühlen. Für die Obersteiermark haben wir die 

Idee der »Österreich Märkte« entwickelt. Mit diesen langfris-

tig angelegten Beschäftigungsprojekten, wollen wir auch in 

kleineren Gemeinden die Nahversorgung mit Lebensmitteln, 

aber auch mit Postinfrastruktur sicherstellen, eventuell auch 

ein Café betreiben. Denn wenn wir die Abwanderung stop-

pen wollen, brauchen wir nicht nur Arbeitsplätze vor Ort, 

sondern auch lokale Infrastruktur. 

MOBILITÄT

Ein ganz wesentlicher Teil dieser Infrastruktur ist der öffentli-

che Verkehr. Bei der Murtal Nightline, die ich in den letzten 

Jahren mitentwickeln durfte, habe ich konkret erleben kön-

nen, welchen Mehrwert für die Lebensqualität der Ausbau des 

öffentlichen Verkehrs bringt. Über 10.000 Fahrgäste werden 

wir mit unserem Partner Postbus heuer sicher zu und von Bäl-

len, Festen und Parties  bringen. Über 10.000-mal werden 

Eltern ruhig schlafen können, statt den in der Partynacht ge-

strandeten Nachwuchs aufsammeln oder fürchten zu müssen, 

dass sie auf einen alkoholisierten oder übergriffigen Fahrer an-

gewiesen sind. 

Was im Kleinen gilt, gilt auch im Großen: Tausende 

PendlerInnen nützen jeden Tag unsere Bahn. Wir müssen 

das S-Bahn-Netz in der Obersteiermark noch attraktiver ma-

chen und an einem leistbaren Jahresticket arbeiten, um die 

Verkehrsströme besser zusteuern, die Lebensqualität zu er-

höhen und den Straßenverkehr zu reduzieren. Voraussetzung 

dafür wird sein, den öffentlichen Verkehr vor Privatisierung 

zu schützen. Denn Schwarz-Blau wird nicht nur das öffent-

liche Eigentum an den öbb in Frage stellen, ich unterstütze 

auch mit aller Kraft den Kampf der Gewerkschaften gegen die 

schleichende Privatisierung des öffentlichen Verkehrs durch 

verpflichtende europaweite Ausschreibungen von Strecken. 

Derzeit können Gemeinden und Länder öffentliche Verkehrs-

unternehmen direkt mit Streckenführungen beauftragen. Da-

durch werden gute Dienstleistungen mit vernünftigen Ar-

beitsbedingungen gesichert. Das muss so bleiben! 

DEMOKRATIE STÄRKEN

Mit dem Thema Privatisierung ist ein weiteres wesentliches 

Thema angesprochen: Statt öffentliche Aufgaben und damit 

Gestaltungsmöglichkeiten zu privatisieren, brauchen wir wie-

der mehr aktive Einbeziehung der Menschen in wirtschaft-

liche und soziale Entscheidungen. Für mich bedeutet das 

einerseits, Freihandelsabkommen wie ttip und ceta weiter 

abzulehnen und der Privatisierung öffentlicher Dienste ent-

schieden entgegen zu treten. Andererseits will ich, wenn ich 

gewählt werde, auch über die Wahlbewegung hinaus den tau-

sendfachen Kontakt mit den Menschen in der Region hal-

ten. Politische Veränderung für die Vielen ist keine Sache für 

ein paar Wenige. Ich möchte die Stimme für jene sein, die 

nicht selbst gehört werden. Dafür brauche ich den Rückhalt 

der vielen tausend engagierten Menschen, die sich jetzt im 

Wahlkampf einbringen, mit denen ich gemeinsam weiterar-

beiten will. Mit Themenforen und BürgerInnenräten in den 

Gemeinden will ich bundespolitische Initiativen auf die Ge-

meinden runterbrechen und interessierte BürgerInnen in die 

laufende Arbeit im Parlament einbeziehen.

Außerdem werde ich mein Nettoeinkommen mit € 2.500 

monatlich begrenzen und einen Solidaritätsfonds einrichten, 
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über dessen Zuflüsse und Ausgaben ich jährlich Rechenschaft 

ablegen werde. Es geht mir nicht darum, eine Bezügedebat-

te zu führen. Es ist okay und sinnvoll, dass Politikerinnen und 

Politiker vernünftig bezahlt werden. Aber ich will in den Na-

tionalrat, um die großen und kleinen Sorgen von Menschen 

in unserer Region zu lösen. Im Zuge meiner Kampagne und 

den tausenden Gesprächen habe ich hautnah erlebt, wie vie-

le Menschen in unserem Land tagtäglich zu kämpfen haben, 

um mit ihrem Einkommen durchzukommen. Um das zu än-

dern, braucht es in erster Linie eine Politik, die dafür sorgt, 

dass der Aufschwung nicht nur bei den Konzernen ankommt, 

sondern bei allen. Aber es braucht auch die Möglichkeit, um 

im kleinen Rahmen in sozialen Härtefällen direkt helfen zu 

können. Ich möchte transparent und nachvollziehbar machen, 

was zahlreiche KommunalpolitikerInnen ja auch schon bisher 

gelebt haben. Daher habe mich dazu entschlossen, diesen Weg 

zu gehen, um einen konkreten Beitrag für soziale Gerechtig-

keit zu leisten – und um sicher zu gehen, einen realistischen 

Blick auf die Dinge in den Nationalrat einzubringen.

WIR SCHAFFEN DAS!

Wenn die spö in den nächsten Wochen ihren Kampf für die 

Vielen unmissverständlich führt, wird das große Geld der 

Wenigen einen Wahlerfolg nicht verhindern können. Lassen 

wir uns nicht ablenken von den Versuchen, die Gesellschaft 

zu spalten. Kämpfen wir für eine hoffnungsvolle Vision einer 

besseren Gesellschaft, in der alle Menschen bekommen, was 

ihnen zusteht: Ein Leben in Sicherheit und Würde!

WOLFGANG MOITZI 

ist Bildungsvorsitzender der SPÖ Steiermark 

und Stadtparteivorsitzender der SPÖ Spielberg. 

Er kandidiert auf dem dritten Listenplatz im 

Regionalwahlkreis Obersteiermark 

für das »Kampfmandat« der Region.   

FÜR DIE VIELEN, NICHT DIE WENIGEN VON WOLFGANG MOITZI
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us welchen Elementen sollte ein »grün-roter New 

Deal für Europa« bestehen, wie wir ihn skizziert 

haben (vgl zukunft 07-08/2017)? Um ein faires 

und nachhaltigen Wachstums zu erreichen wären 

folgende Punkte auf europäischer Ebene anzustreben, durch- 

und umzusetzen: 

POLITISCHE ECKPUNKTE 

DES GRÜN-ROTEN NEW DEALS

- Raus aus der Kohlenstoff-getriebenen Mobilität (20 bis 

25 Jahre, Tausch der gesamten pkw- und lkw-Flotten in Eu-

ropa) bei entsprechender Neu-Ausrichtung des Automotiv-

Sektors in der eu und der damit verbundenen Zulieferer- und 

Maschinenbau- und Industrielagenbau-Industrie als Herz-

stück des mitteleuropäischen Exportwunders. Selbiges sinnge-

mäß auch im/für den Bereich der Handelsschifffahrt.  

- Raus aus Atom, Kohle und Erdgas bei der Energiever-

sorgung und Umstieg auf erneuerbare und von Uran und 

Kohlenstoff autonomer Energieversorgung.

- Finanzieren dieser Energiewende: a) aus den volkswirt-

schaftlichen Ersparnissen beim Ölimport (Petro-Dollar-Ex-

port) sowie b) dem Ende des Vergesellschaftens der Entsor-

gungskosten für die Atomkraft und c) aus den Mitteln eines 

Fonds, welcher als Instrument eines inner- europäischen Fi-

nanzausgleich einzuführen ist und die volkswirtschaftlichen 

Ungleichgewichte durch entsprechende Transfers, in Form 

von Investitionen, ausgleichen hilft. Es gilt dabei das Prinzip: 

Binnenmarkt-interne, vertiefte Wertschöpfungsketten finan-

zieren, statt Kapitalexporte (durch das Setzen auf Energieträ-

ger von gestern) vorzunehmen.

- Ausbau der alternativen Energie-Gewinnung via Sonne, 

Wind, Gezeiten, Erdwärme, usw. durch ein paralleles (teil-

öffentlich) finanziertes Ausbau- und Wachstumsprogramm in 

diesem Bereich. Langzeit-Effekt: Die Markt- und damit Ex-

portfähigkeit dieser Produkte und dieses Knowhows, als lang-

fristige Wachstumsmärkte für Europa.

- Gezielte Aufbauprogramme für den Süden bzw. die 

Randlagen in der eu. Ansatz 1: Wir finanzieren die grünen 

Kraftwerke. Ihr zahlt die Investitionen langfristig mit geliefer-

ter Energie zurück, übernehmt Service, Weiterentwicklung 

und Forschung (zur Weiterentwicklung und Effizienzsteige-

rung) vor Ort. Ziel dabei: Diese Elemente als neue Kernkom-

petenzen in die lokalen Volkswirtschaften, als Ersatz für die in 

den eu-Randlagen fehlende Industrieproduktion, zu imple-

mentieren. Ansatz 2: Hilfe für die Nachbarstaaten der eu nach 

Vorbild des erp (erp 2.0). Anstatt Nahrungsmittel-Überschüs-

se kostenintensiv zu vernichten oder per Export zu Dumping-

Preisen auf Kosten der lokalen Landwirtschaft in den Süden 

zu exportieren, werden diese auf Kosten der eu (etwa durch 

Umschichtung im ohnehin exorbitanten Agrarbudget der eu) 

an diese Länder unter Auflage verschenkt, mit dem Verkaufs-

erlös innerhalb ihrer Volkswirtschaften, Investitionen in den 

Aufbau einer zivilen, sozialen und ökonomischen Infrastruk-

tur (bei Ankauf europäischer Waren und Dienstleistungen) 

vorzunehmen.

- Ausbau smarter europäischen Stromnetze, mit einer zen-

tralen und dezentralen Orientierung. Eigenverbrauch dort wo 

sinnvoll machbar, durch Kleinanlagen vor Ort. Der Groß-

verbrauch (Mobilität, Dienstleistung und Industrie) wird 

über den Weg moderner, effizienter europäischer Stromnet-

ze sichergestellt.

- Beteiligung an der »Neuen Seidenstraße« und damit des 

Bemühens Chinas (und Russlands) diese alten Handelsrou-

ten, unter Einbindung einer modernisierten und im Ideal-

fall bis nach Wien verlängerten Transsibirischen Eisenbahn, 

zum Neuaufbau der Länder des Nahen und Mittleren Ostens 

sowie Zentralasien – als alte/neu Brücke des Handels zwi-

schen Fernost und Europa – zu nutzen. In diesem Sinne: Ein-

EIN GRÜN-ROTER NEW DEAL FÜR EUROPA VON BERNHARD WIELAND UND HERBERT BUCHINGER

Ein grün-roter New 
Deal für Europa
Auf Basis ihrer in ZUKUNFT 07 – 08/2017 entwickelten strategischen Szenarien legen Bernhard Wieland und Herbert 

Buchinger einen konkreten Vorschlag für einen grün-roten New Deal für Europa und dessen Finanzierung vor.
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bindung von, anstelle einer Konfrontation mit China und 

Russland!

- eu-weite Programme für Forschung, Entwicklung und 

Förderung von Energie-Speichertechnik und -methoden. 

Vom Einfamilienhaus bis hin zu Methan-, Wasserstoff-Spei-

cher, Solar-Reaktoren, usw. 

- Anstreben einer Kreislaufwirtschaft mit dem Ziel, den 

Verbrauch von zu importierenden Rohstoffen in die eu mas-

siv zu reduzieren. Parallel: Europa nutzt, mit Hilfe von Inves-

titions- und Forschungsprogrammen, Recycling als Beschäf-

tigungsmotor, bekommt sein Müll- und Entsorgungsproblem 

in Teilen der eu in den Griff und nutzt diesen seinen Vor-

sprung als Geschäfts- und Exportmodell im globalen Maßstab. 

- Auf Basis einer solchen Kreislaufwirtschaft wird Europas 

Ökonomie in die Lage versetzt, höhere Preise für Rohstoffe zu 

verkraften. Fairere – weil höhere – Preise für Rohstoffe sind 

wiederum die Chance zur verbesserten Wertschöpfungsbil-

dung und damit Wohlstandsentwicklung in den Rohstoffe ex-

portierenden Ländern des Südens. Dies bildet, in Kombination 

mit der oben genannten Hilfe für die Nachbarstaaten der eu, 

die Grundlage für einen faireren Freihandel mit diesen, bremst 

Armutsmigration und macht Zukunftsmärkte Europas urbar.

- Kulturelle Neu-Begründung eu-Europas: Nutzung der 

Potentiale der nationalen öffentlich-rechtlichen Fernseh- und 

Radio-Stationen zur Schaffung einer europäischen massen-

medialen Öffentlichkeit. Aufbau einer europäischen Medi-

enförderung, die Content mit öffentlich-rechtlichem Cha-

rakter und Anspruch fördert. Aufbau einer europäischen 

Filmindustrie. Nutzen des Massenmediums Film, zur Forcie-

rung einer neuen europäischen Identität der Vielfalt. eu-wei-

te Forcierung von Jung-Arbeiter*innen- Schüler/innen- und 

Studierenden-Austauschprogrammen. Bildungsreisen an den 

Grund-, Berufs- und Mittelschulen mit Europa-Bezug. 

- Soft-Power: Begleitend zu diesem Programm braucht 

es Investitionen Europas in die Infrastruktur, Bildung, Kultur 

und die Wohlstandsentwicklung (siehe erp 2.0) in den Län-

dern Afrikas, des Nahen und Mittleren Ostens sowie Osteu-

ropas (inklusive Russland). Im Gegenzug: Ein Stopp der Ar-

mutsmigration aus diesen Ländern und fairer Austausch von 

Interessen. Kooperation statt Konfrontation. 

- Hard-Power I: Parallel wird der Aufbau privilegierter 

Partnerschaften mit den Ländern Nord-Afrikas, Ost-Europas 

(inklusive Russland) sowie des Nahen und Mittleren Ostens 

(inklusive Türkei) angestrebt. Vorbild hierfür ist der ewr. Ein 

Abtausch der Einflusssphären mit Russland. Jene Staaten, die 

vormals Teil der Udssr waren und noch nicht Teil der Nato 

sind, sollen als neutrale Staaten souverän ihre eigene Entwick-

lung in die Hand nehmen können. Kein Zwang: Weder in 

Richtung nato, aber auch nicht in Richtung Russland. Ein 

solcher Interessensausgleich mit Russland sichert den Frieden 

in Europa und eröffnet die Chance auf eine zusätzliche Frie-

densdividende und vermeidet Aufrüstung, welche zusätzlich 

zur Finanzierung obiger Programme genutzt werden kann. 

- Hard-Power ii: Der Rückzug der us-Administration un-

ter Trump und die dadurch ausgelöste Aushöhlung des at-

lantischen Bündnisses stellt den Aufbau einer eigenständigen 

europäischen Verteidigung – autonom in/zur nato – mit de-

fensiven Charakter (Beistandsverpflichtung im Falle eines An-

griffs, aber keine Offensiv-Orientierung!) – neu zur Diskus-

sion. Eine solche kann potentiell zur Grundlage einer neuen 

europäischen Souveränität, in Anlehnung an Frankreichs Son-

derstellung in der nato seit de Gaulle, werden. Diese hätte 

auch das Potential, den Einfluss der us-Administration auf 

Staatskanzleien in der eu zu reduzieren. Es gilt: Wer die Si-

cherheit eines Landes/einer Region am Effektivsten garan-

tieren kann, hat den entscheidenden Einfluss auf Gesellschaft, 

Wirtschaft, Politik. Wichtiges Element von Beginn an: Die 

Wieder-Einbindung Russlands, nach Vorbild des ksze-Pro-

zesses, mit Hilfe der Instrumente des Europarates, der oecd, 

und einer neuen »Europäischen Partnerschaft für den Frie-

den« – autonom von der nato. 

- Langfristig: Beitritt Russlands sowie aller vormaligen 

Staaten der Udssr zur eu. Ausweitung der privilegierten Part-

nerschaft auf die Länder der erweiterten Peripherie Afrikas 

und Zentralasiens.

FINANZIERUNGSVORSCHLÄGE

- Investmentfonds: Die Europäische Union gründet ei-

nen Investmentfonds für Europäische Netze. Der Investment-

fonds legt über zehn Jahre Anleihen auf mit jeweils 10-jähri-

ger Laufzeit und 3 %iger Fixverzinsung. Die Anliehen werden 

garantiert durch die eu. Das Anleihevolumen beträgt im ers-

ten Programmjahr 300 Mrd. eur. Das entspricht knapp 1,6 % 

des alleine in europäischen Investmentfonds angelegten Kapi-

tals (19 Billionen eur = 19.000 Mrd. eur). Über zehn Jahre 

hindurch nimmt das Anleihevolumen kontinuierlich ab bis auf 

239 Mrd. eur im 10. Programmjahr. Durch steigende Einnah-

men (siehe unten, Punkt 3) kann jedoch ein Investitionsvolu-

men von jährlich 300 Mrd. eur über zehn Jahre gehalten wer-

den. 3 % Zinsen verursachen im ersten Programmahr neun 

Mrd. eur Aufwand, ansteigend über zehn Jahre auf maximal 

81 Mrd. eur im 10. Jahr des Programms.

- Investitionen: Jährlich 300 Mrd. eur werden in euro-

päische Verkehrs-, Kommunikations- und Energienetze in-
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vestiert insbesondere in Produktion und Distribution von 

Energie aus erneuerbaren Trägern. Das ergibt einen Kon-

junkturimpuls von mindestens 2 % zusätzlichem Wirtschafts-

wachstum jährlich im eu-Raum über zehn Jahre (Multipli-

katoreffekte nicht mitgerechnet). Durch Schwerpunktlegung 

auf weniger entwickelte Volkswirtschaften in Ost -und Süd-

europa, setzt das Investitionsprogramm die Konjunkturimpul-

se gezielt in Richtung Konvergenz der wirtschaftlichen Ent-

wicklung. Sinnvollerweise übernehmen auch Europäische 

Institutionen (neu geschaffene Agenturen) direkt die Errich-

tung und den Unterhalt dieser Infrastrukturnetze. Das ist aber 

nicht unbedingt notwendig.

- Finanzierung: Finanziert wird das Programm (zunächst 

der Zinsaufwand und später auch die Tilgung) aus (zusätzli-

chen) Zöllen auf importierte fossile Energieträger sowie aus 

Benützungsentgelten für neu errichtete oder modernisierte 

Autobahnen, Hochgeschwindigkeitseisenbahnen, Daten- und 

Energienetze. Wird der Zinsaufwand für die europäischen In-

vestitionsanleihen alleine durch Zölle auf Erdöl- und Erd-

gasimporte finanziert, so müssten diese Einfuhrabgaben bei 

einem derzeitigen Importvolumen von ca. 215 Mrd. eur jähr-

lich über zehn Jahre hindurch jährlich um 7 %-Punkte bis auf 

plus 70 % steigen. 

Die Erträge aus den Zolleinnahmen decken den Zinsauf-

wand und reduzieren in den ersten zehn Programmjahren 

auch das Volumen der nötigen Anleiheemissionen. Der End-

verbraucherpreis für Erdölprodukte und Gaslieferungen wür-

de durch die Zölle über zehn Jahre geschätzt um jährlich 4 % 

bis plus 40 % steigen. Der Preiseffekt auf die fossilen Ener-

gieträger wird aber in der Praxis durch Beiträge für die Nut-

zung der neuen bzw. modernisierten Verkehrs- und Kommu-

nikations- und Distributionsinfrastruktur gedämpft. Insgesamt 

ergibt sich aber ein erwünschter Lenkungseffekt von fossilen 

Energieträgern hin zu erneuerbaren. Die fossilen Träger wer-

den verteuert, die erneuerbaren durch das Investitionspro-

gramm gefördert (durch zehn Jahre keine Investitionskosten). 

- Tilgung: Ab dem elften Programmjahr kann mit der Til-

gung der aufgenommenen Anleihen begonnen werden. Die 

zusätzlichen Zolleinnahmen für Importe fossiler Energieträ-

ger können dann auch zunehmend für die Tilgung verwendet 

werden, neue Investitionen werden nicht mehr gefördert. Die 

Refinanzierung der Tilgung der Investitionsanleihen – soweit 

in einem Jahr nicht aus den Erträgen der Zolleinnahmen ge-

deckt – erfolgt zum Teil über neue Anleihen zum Teil über 

Kreditaufnahmen. Ab dem 36. Programmjahr sind alle aus-

haftenden Kredite und Anleihen getilgt. Insgesamt kostet das 

Programm über 36 Jahre Laufzeit 4,6 Bio. eur (= 4.600 Mrd. 

eur). Es stellt 3 Bio. eur (= 3.000 Mrd. eur) Investitionska-

pital zur Verfügung, 1,6 Bio. eur (= 1.600 Mrd. eur) sind die 

Finanzierungskosten (Zinsen für die aufgenommenen Anlei-

hen und Kredite).

CHANCEN DER UMSETZUNG

Die beiden Autoren bewerten die Realisierungsmöglichkei-

ten eines supranationalen Wohlfahrtstaates und des grün-ro-

ten New-Deals für Europa unterschiedlich. Einigkeit besteht 

zwischen ihnen darin, dass eine eu-weite Wachstumspolitik 

über Investition in die Europäischen Netze (Verkehrs-, Kom-

munikations- und Energienetze) ganz oben auf der sozialde-

mokratischen Agenda zu stehen hat. Die betont ökologisch 

angelegte Ausrichtung des New-Deals (Umstieg auf erneu-

erbare Energieträger) ist rein ökonomisch betrachtet keines-

falls unbedingt zwingend, aber angesichts der fortschreitenden 

Klima-Überhitzung und deren weitreichenden Konsequen-

zen wohl notwendig. Eine solch konsequentes Umstellen von 

Energieproduktion und Mobilität produziert jedoch, wie jede 

ökonomische Veränderung, GewinnerInnen und VerliererIn-

nen – wodurch begleitende Abfederungs- und Anpassungs-

maßnahmen gebraucht sein werden, um soziale Verwerfungen 

sinnvoll zu dämpfen. 

Eine neue Bündnisoption hinsichtlich fortschrittlicher Ka-

pitalfraktionen im Sinne der Option 1 (zukunft 07-08/2017) 

ergibt sich aus einer europäischen Investitionspolitik aber nur, 

wenn die Verwertungsbedingungen des dafür notwendigen 

Kapitaleinsatzes geklärt sind. Das »Realkapital« ist heute nicht 

mehr einfach durch Staatsaufträge oder Wirtschaftswachstum 

zu ködern. Seit auch in den Bilanzen der produzierenden Ka-

pitalgesellschaften die Finanzanlagen das Realvermögen über-

steigen (für Deutschland gilt das seit 2005), kalkulieren selbst 

mittelständische Unternehmen nüchtern, ob sich Investitio-

nen in Maschinen und Anlagen eher rentieren, als der Kauf 

von Wertpapieren. Diesen Verwertungsbedingungen sind in 

der Analyse und Strategie noch im Detail zu erforschen, zu 

berechnen und sinnvoll einzuflechten, damit der beschriebe-

ne europäische New-Deal keinesfalls Gefahr läuft, eine weite-

re linke Illusion zu werden.

Die Alternative zu dieser Orientierung ist die Aufrechter-

haltung des Status Quo, in der Option 1 ein weiteres Aushöh-

len der »nationalen« Sozialstaaten, zu Lasten der Lohnabhän-

gigen mit dem vagen Versprechen, einer Besserung in ferner 

Zukunft. In der Option 2 scheint ein Zerbrechen der eu an 

den wirtschaftlichen Ungleichgewichten in einen zentral- eu-

EIN GRÜN-ROTER NEW DEAL FÜR EUROPA VON BERNHARD WIELAND UND HERBERT BUCHINGER
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ropäischen (deutschen) Block, anhand der Euro-Frage, wahr-

scheinlich. Ein solcher »Deutscher Bund 2.0« wäre brand-

gefährlich für den Frieden in Europa, wie Helmut Schmidt 

Zeit seines Lebens und besonders eindrucksvoll in seiner letz-

ten spd-Parteitagsrede warnte. Denn: Die weiter ignorier-

ten sozio-ökonomischen Ungleichgewichte innerhalb Euro-

pas, würden weiter unausgeglichen bleiben und führen – so 

Schmidts eindringliche Warnung – über kurz oder lang zu 

politischen Krisen, bis hin zur Rückkehr des Krieges in Eu-

ropa! Die effektivste Friedenssicherungspolitik ist es daher, 

Deutschland als ökonomischen und geografischen Riesen im 

Zentrum des Kontinents, (auch ökonomisch) in einem euro-

päischen Projekt zu binden und möglichst stabil zwischen Pa-

ris, Warschau und Moskau einzubetten. 

Gelingt ein solcher »New Deal für Österreich in und für 

ein soziales Europa« hätte dieser in seiner Wirkung potenti-

ell revolutionäre Sprengkraft. Denn: Eine solche neue eu ver-

schiebt weltweit die Prioritäten, das Machtgefüge und die 

Themenlage in Richtung einer Abkehr von der rein profit-

getriebenen, hin zu einer fairen Globalisierung. Sie eröffnet 

damit Chancen, auf eine Renaissance des sozialen Ausgleichs, 

eines nachhaltigen Wachstums und einem faireren Welthan-

del. China und Russland sind in einer solchen Konzeption 

potentielle Partner. »Amerika zuerst« und »Brexit« sehen da-

gegen ziemlich alt aus. Es ist nicht ausgeschlossen, dass diese 

beiden Phänomene den Niedergang der angelsächsischen Do-

minanz in der Weltwirtschaft, welche u. a. Ergebnis der bei-

den Weltkriege des vorigen Jahrhunderts war, anzeigen. In je-

dem Fall kommt es aber für die Sozialdemokratie darauf an, 

diese neuen Möglichkeiten in der Politik zu nutzen. Eine Lin-

ke, die in diesem Sinne zu ihrer alten Größe zurückfindet, 

hat auch wieder Chancen die Herzen und Hirne der Men-

schen zu erreichen. So sind auch die Chancen auf Mehrhei-

ten in den Gesellschaften und Parlamenten, wie auch auf neue 

große Persönlichkeiten nach dem Beispiel eines Brandts, Pal-

mes, Mitterands, Schmidts oder auch Kreiskys intakt. In die-

sem Sinne, Sozialdemokratie, Gewerkschaften und Linke Eu-

ropas: Mutig in die neuen Zeiten! 
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ernhard Heinzlmaier hat in seinem Beitrag in der 

zukunft 6/2017 Überlegungen über die Zukunft 

der Sozialdemokratie angestellt. In seiner Gegen-

wartsdiagnose ist von einer gnadenlosen Leistungs- 

und Wettbewerbsgesellschaft die Rede, in der die Menschen 

zuvorderst um Differenz und Distinktion bemüht seien. 

Gleichheit sei nicht nur ein verstaubter Wert, ein Mythos, 

ein moralisches Druckmittel, sondern auch gar nicht länger 

ein Prinzip sozialer Organisation, für das es sich aus sozial-

demokratischer Perspektive zu ringen lohne. Da in dieser 

›postmodernen‹ Gesellschaft diejenigen gewinnen, die sich am 

flexibelsten anpassen und am besten darstellen, inszenieren, 

verkaufen, müsse sich ›moderne‹ sozialdemokratische Poli-

tik, so Heinzlmaier, auf die soziale Sicherung derjenigen be-

schränken, die nicht mithalten können, und ihren Fokus auf 

die Starken, die IndividualistInnen, lenken, die im ›absoluten 

Wettbewerb‹ bestehen können und wollen. Opportunistische 

Wertepflege und das Geschick, sich als Projektionsoberfläche 

für sich täglich wandelnde Wünsche und Bedürfnisse von po-

litischen KonsumentInnen präsentieren zu können, seien so-

hin politische Gebote der Stunde.

DAS FAKTISCHE UND 

DAS NORMATIVE

Es scheint, als hätte Heinzlmaier übersehen, dass der Weg, den 

er der Sozialdemokratie empfiehlt, schon einmal eingeschla-

gen wurde. Bill Clinton, Tony Blair und Gerhard Schröder 

haben in den 1990er Jahren den Aufbruch der Sozialdemokra-

tie in Richtung Privatisierung, Liberalisierung, mehr Wett-

bewerb und Konkurrenz, mehr Flexibilität und Eigenver-

antwortlichkeit und weniger individuelle wie institutionelle 

Solidarität organisiert. Die herrschenden ökonomischen Ver-

hältnisse und die mit ihnen verbundene soziale Ungleichheit 

und Herrschaft wurden nicht länger als historisch und deswe-

gen auch politisch veränderlich analysiert, sondern als solche 

akzeptiert. Sie haben einen Kniefall vor dem Faktischen, vor 

der fehlenden Systemkonkurrenz, vor der Macht von Mono-

polen, Konzernen und WirtschaftsvertreterInnen hingelegt 

und so ihre eigene moralische und politische Visionslosigkeit 

unter Beweis gestellt.

Denselben Irrtum begeht Heinzlmaier unter nur noch 

neoliberaleren Vorzeichen: Die Menschen sind zu ungleich 

und zu wenig an substantieller politischer Programmatik inte-

ressiert. Normative Werte und Prinzipien wie Gleichheit da-

gegen noch in Stellung bringen? Unsexy. Die soziale Frage 

stellen? Uninteressant. Der Neoliberalismus ist doch ohnehin 

progressiv geworden: Nancy Fraser analysiert, wie sich eine 

Allianz zwischen neuen sozialen Bewegungen und Dienstleis-

tungskomplexen des kognitiven und Finanzkapitals gebildet 

haben, wobei erstere letzteren ihr Charisma leihen und letz-

tere nicht selten für das Funding sozialer Bewegungen ver-

antwortlich zeichnen. Anstelle von sozialer Gleichheit werden 

Vielfalt und Empowerment als Werte und Prinzipien promo-

tet, während unterdessen die Auflösung von Industriesektoren 

und weniger prestigeträchtigeren Dienstleistungssektoren zur 

Erodierung von Arbeits- und Lebensverhältnissen, einer Ver-

schärfung von vergeschlechtlichten ökonomischen Konkur-

REQUIEM FOR A THIRD WAY? VON CHRISTIAN BERGER UND RAPHAELA TIEFENBACHER
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renzverhältnissen und politischen Feindschaftsorientierungen 

(vgl. Fraser 2017; Michalitsch 2012: 135).

Eine Linke, die entweder integraler Bestandteil solcher 

Entwicklungen ist oder diesen hinterherläuft und eine sub-

stantielle normative Orientierung aufgibt, um sich, wie 

Heinzlmaier im Rekurs auf die vermeintlich erfolgreiche 

(Nicht-)Positionierung von Sebastian Kurz und Emmanu-

el Macron empfiehlt, dem tagesaktuellen politischen Handel 

mit frei flottierender Währung anpassen zu können, macht es 

den Kräften des reaktionären Populismus nur allzu leicht und 

sich selbst überflüssig. Eine moderne europäische Linke müss-

te das Faktische hingegen als etwas verstehen, das eben his-

torisch und veränderlich ist, dem es sich nicht möglichst gut 

anzupassen, sondern dem es politische Alternativen entgegen-

zuhalten gelte. Heinzlmaiers Darstellung von sozialdemokra-

tischen Grundwerten als inhaltsleere oder opportunistische 

›Mittel zum Zweck‹ ist eine Engführung, die nur zu dem Er-

gebnis führen kann, zu dem er dann auch kommt: einer radi-

kalen Relativierung von Werten.

DER WERT DER SOZIALEN GLEICHHEIT 

Es scheint – und hier liegt Heinzlmaier wohl richtig –, dass es 

der Sozialdemokratie ganz generell an einer Theorie und Vi-

sion sozialer Gleichheit mangelt. Gleichheit ist nicht absolut 

und total, sondern ein Verhältnisbegriff. Er drückt eine Bezie-

hung zwischen zwei oder mehr Personen, Gruppen, Sachen 

oder Gegebenheiten aus; Gleichheit muss also gefunden und 

entlang normativer Wertungen bestimmt werden. Gleichheit 

ist insofern eher abstrakt, verlangt Beurteilung, Ungleichheit 

hingegen ist ganz konkret, verlangt Beobachtung: Armut, 

sozialer Ausschluss, Abhängigkeiten und Diskriminierungen 

sind materielle und symbolische Ungleichheitsverhältnisse. 

Soziale Ungleichheit macht es also erst notwendig, über sozi-

ale Gleichheit nachzudenken.

Eine bloß chancengleiche Gesellschaft wäre keineswegs 

»totalitär«, in ihr herrscht noch keineswegs soziale Gleichheit, 

sondern in einem klassischen liberalen Sinne Fairness: glei-

che Chancen auf einen Anteil an vorhandenen Funktionen, 

Positionen und Grundgütern. Wer nicht einmal dafür poli-

tisch ringen will, dem oder der fehlt es in der Tat an Orientie-

rung. Ähnlich verhält es sich mit der aristotelischen formalen 

Gleichheit, die sich als Rechtsregel in viele Verfassungsord-

nungen implementiert wurde und nach der es geboten ist, 

Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu behandeln. Was 

und wer allerdings als gleich gilt, ist kein Ergebnis logischer 

Operation, sondern Ergebnis von gesellschaftlichen Auseinan-

dersetzungen und normativer Festlegungen.

Soziale Gleichheit ist conditio sine qua non für die gleiche 

Ausübung von Rechten und Freiheiten. Sie ist die Grundlage 

für Verhältnisse, in denen Individuen überhaupt und nachhal-

tig in die materielle Lage versetzt werden, sich so unterschied-

lich zu entfalten, wie sie wollen. Als politische Forderung 

steht sie insofern im Widerspruch zu einer Gesellschaft, in 

der Schranken, Benachteiligungen und Schäden mit Merk-

malen wie dem sozialen Status, dem Geschlecht, der ethni-

schen Herkunft, dem Alter, mit Behinderungen und anderen 

Merkmalen, die wir zufällig tragen, einhergehen. Ein gehalt-

voller Gleichheitsbegriff ist daher auch nicht formal, sondern 

substantiell und verlangt, dass materielle und symbolische Un-

gleichheitsverhältnisse und soziale Herrschaft durch vielfältige 

rechtliche und ökonomische Maßnahmen abgebaut werden 

(vgl. etwa MacKinnon 2011).

Wenn Heinzlmaier aber davon ausgeht, dass die neoliberale 

Ökonomie der Differenz, in der nur der Unterschied um den 

Unterschied willen zählt, derart totalitär ist, dass sich Men-

schen nichts anders vorstellen könnten, als sich voneinander 

unterscheiden zu wollen und soziale Gleichheit als unattrak-

tiv verworfen haben, dann irrt er nicht nur empirisch (denn 

auch urbane Hippster und andere Avantgarden unterscheiden 

sich nur als soziale Gruppe von anderen sozialen Gruppen, ihr 

Individualismus verliert im Intragruppenvergleich an Strahl-

kraft), sondern zieht für sozialdemokratische Politik auch die 

falschen Schlüsse. Politik, die sozialen Wandel gestalten will, 

darf keine so schlichten, normativen Konsequenzen aus dem 

Faktischen ziehen. Es ist ironisch, dass Heinzlmaier schließ-

lich das empfiehlt, was er eingangs kritisiert: Werte flexibel 

und opportunistisch in Stellung zu bringen, bloß ohne Ver-

bindlichkeit, denn ›leere Signifikanten‹ (ob Werte oder Perso-

nen) seien ›angesagt‹. Ein sozialdemokratischer Liberalismus, 

wie ihn Heinzlmaier skizziert hat, kann deswegen so leicht 

auf Gleichheit als Prinzip verzichten, weil er kein grundsätz-

liches Problem mit Ungleichheit und sozialer Herrschaft hat. 

Eliten sollen unbehindert Eliten bleiben dürfen, ›denen da 

unten‹dürfe es aber nicht allzu schlecht gehen.

DIE WAHRHEIT IST STETS KONKRET

Eine unabdingbar gewordene Rückschau auf das ›Projekt‹ So-

zialdemokratie ergibt, dass ihr Entstehen eine Antwort auf das 

sehr konkrete Elend der ArbeiterInnenklasse zur Zeit der in-

dustriellen Revolution war. Menschenverachtende Arbeitsbe-
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dingungen traten neben rapide zunehmende Landflucht und 

daraus resultierende Wohnungsknappheit. Die Konsequenz: 

bittere Armut, sinkende Lebenserwartung, Ausbeutung der 

sozial Schwächsten. Die soziale Frage ergab sich nicht aus 

einem pr-Gag, sondern aus einem Sachzwang. Ihre Lösung 

wurde zum Steckenpferd der Sozialdemokratie, welche damit 

die (heute ebenso vergessen scheinende) Grundfunktion von 

Parteistrukturen demonstrierte: Die Repräsentation verschie-

dener Interessensgruppen und die Einbringung ihrer Forde-

rungen in den politischen Diskurs und damit die »Aufgabe 

der umfassenden Beeinflussung staatlicher Willensbildung« (§ 

1 Abs. 2 Parteiengesetz 2012).

Um die 200 Jahre später leben wir in einer bedingt ver-

änderten Situation. Das Arbeiterelend dieses Jahrhunderts 

ist zwar nicht verschwunden, aber es ist nahezu unsichtbar 

geworden. In österreichischen Teeküchen oder englischen 

Foodbanks findet man nicht mehr nur zerlumpte und elen-

dige Gestalten, sondern relativ gut gekleidete Menschen, die 

sich optisch kaum noch von jenen abheben, die sich einer in-

takten Existenzgrundlage erfreuen. Dieser Umstand verpflich-

tet dazu, unter die Oberfläche zu blicken, will man Wähle-

rInnenmotive verstehen. Unter der Oberfläche wird schnell 

erkennbar: Die soziale Frage hat nichts an Brisanz verloren.

IT’S THE ECONOMY, STUPID!

Der österreichische Armutsbericht bestätigt, was so viele 

nicht wahr haben wollen. 18,3 Prozent der BewohnerInnen 

einer der reichsten Nationen dieser Erde sind armutsgefähr-

det, während die obersten 5 Prozent die Hälfte des Vermögens 

im Land besitzen (vgl. Armutskonferenz 2016). Wer arbeitet, 

bleibt nicht verschont. Die Löhne gehen in Österreich seit 

2010 stetig zurück (vgl. Moser 2016). Während aber die Löh-

ne stagnieren oder stetig sinken, steigt die Produktivität und 

damit die Gewinne der Unternehmen. Es werden also im-

mer mehr Waren um immer weniger Lohnkosten produziert. 

Die Erzeugnisse müssen exportiert werden, weil im Inland zu 

wenig Konsum vorzufinden ist. (Merke: Auch Konsum, muss 

man sich erst leisten können.) Indes belegen Studien, dass die 

größte Angst der ÖsterreicherInnen darin besteht, sich ihr 

Leben mit dem eigenen Lohn nicht mehr leisten können.

Die zynische Antwort von neoliberaler Seite geht stets 

in Richtung größerer Flexibilisierung der Arbeitszeiten und 

Steuersenkung für UnternehmerInnen. Machen die Unter-

nehmen Gewinne, so werden sie Sachinvestitionen tätigen, 

neue Arbeitsplätze schaffen und die Löhne steigern – so die 

Räson. Dass all das nicht zutrifft, lehrt Deutschland, wo die 

Gewinnquote der Unternehmen stetig steigt, nach aktuellen 

Zahlen aber jede bzw. jeder Fünfte armutsgefährdet ist (vgl. 

Reuters 2017). Zur gleichen Zeit weist das Land eine riesi-

ge Investitionslücke auf, einerseits vom privaten Sektor, den 

Unternehmen, deren Sachinvestitionen nach 10 fetten Jah-

ren weiterhin auf Krisenniveau rangieren. Andererseits inves-

tiert auch die öffentliche Hand zu wenig, um die Staatsausga-

ben gering zu halten (vgl. Fratzscher/Gornig/Schiersch 2016). 

Die Folgen sind absehbar. Das Geld fehlt in Schulen, Infra-

struktur und im Gesundheitswesen. In Ländern mit intaktem 

Sozialstaat, heißt das selbstredend eine Steigerung der Sozial-

ausgaben. Diesem Problem hat die deutsche spd mit Gerhard 

Schröder an der Spitze jedoch vermeintlich Abhilfe geleis-

tet. Sein flexibles Wertegerüst erlaubte es ihm mit der Agenda 

2020 tiefgreifende Reformen durchzuführen, die die unteren 

Klassen weiter schröpft. Bei Hartz iv etwa war es das Bun-

desverfassungsgericht, das feststellte, dass die Sozialhilfe ein 

»menschenwürdiges Existenzminimum« gewährleisten müsse 

(vgl. bverfG, Urteil des Ersten Senats vom 09. Februar 2010), 

nicht die Sozialdemokratie.

Die Macht des kapitalistischen Diskurses ist dort, wo ma-

terielle Not von so vielen am eigenen Leib erlebt wird, aber 

dennoch gemeinhin nicht als wahr anerkannt wird. Erst kürz-

lich publizierte die Presse einen Artikel mit dem Titel »Fake 

News über die wachsende Ungleichheit«. In diesem werden 

nonchalant mit einem großzügigen Textschwall an bürgerli-

cher Realitätsverweigerung die oben erwähnten Fakten vom 

Tisch gefegt und jene entmündigt, die dieser Realität nicht 

durch das Verfassen eines Artikels entkommen können. An 

dieser Stelle wird klar, dass Wahrheit nicht diskursiv entdeckt, 

sondern gemacht wird (vgl. MacKinnon 1989: 205) und dass 

in einer ungleichen Gesellschaft die Möglichkeit, eine Mei-

nung zu bilden und zu verbreiten, auch ungleich verteilt ist. 

Wer Macht hat, kann reden und gehört werden. Meinungen, 

die Ungleichheiten leugnen, herstellen oder verfestigen, ste-

hen insofern im Widerspruch zur Gleichheit als Wert, Prinzip 

und auch verfassungsrechtliches Gebot: »In an equality con-

text, it becomes obvious that those with the most power buy 

the most speech, and that the marketplace rewards the power-

ful, whose views then become established as truth« (MacKin-

non 1996b: 102).

ARMUT TUT WEH

In Großbritannien etwa kann sich jede und jeder achte Ar-

beiterIn kaum noch sein bzw. ihr Essen leisten, das ist das Er-

REQUIEM FOR A THIRD WAY? VON CHRISTIAN BERGER UND RAPHAELA TIEFENBACHER



 ZUKUNFT | 25 

gebnis einer Umfrage durch den Gewerkschaftsdachverband 

tuc (vgl. O’Grady 2017). Wem das noch nicht genug ist, muss 

nur in Londons Mitte die verkohlten Reste des Grenfell Tow-

ers betrachten, wo die unsichtbare Hand fehlende staatlichen 

Feuerschutzbestimmungen eines ‚schlanken Staates‘ nicht aus-

gleichen konnte – im Gegenteil, hier wurde nicht nur an feu-

erfester Fassadenverkleidung, sondern sogar an Feuerlöschern 

gespart. Dass es sich bei dem Gebäude um einen Sozialbau 

handelt, ist dabei von größter Relevanz. Denn Sparen kann 

man am besten bei den Ärmsten. Das Resultat: 80 Tote.

Überquert man den Atlantik, findet man das reichste Land 

der Welt, die usa. Eine unlängst veröffentlichte Studie legt of-

fen, dass in weiten Teilen Alabamas eine bzw. einer von drei 

BewohnerInnen den sogenannten Hakenwurmparasiten in 

sich trägt – eine Krankheit, die vor allem in Entwicklungslän-

dern zu finden und auf schlechte Hygienestandards zurückzu-

führen ist. Speziell nach der Wirtschaftskrise wurden in den 

usa viele obdachlos oder zogen in Trailer Parks. Die passen-

den Wasserfilter kosten oft mehr, als die BewohnerInnen der 

Trailer im Monat verdienen. Der Hakenwurm nistet sich in 

die Organe des Trägers ein und zapft dort Blut ab. Die Folgen 

sind enorme Müdigkeit, Eisenmangel und verringerte menta-

le Aufnahmefähigkeit (vgl. Pilkington 2017). Das ist die häss-

liche Fratze der Armut.

»Von wem dürfen sich die Ausgebeuteten und Schutzlo-

sen heute vertreten und verstanden fühlen? An wen wenden 

und auf wen stützen sie sich, um politisch und kulturell zu 

existieren, um Stolz und Selbstachtung zu empfinden, weil sie 

sich legitim, da von einer Machtinstanz legitimiert, fühlen?« 

(Eribon 2016: 39) Diese Frage, die Didier Eribon in »Rück-

kehr nach Reims« stellt, muss wieder eindeutig beantwortet 

werden: die Sozialdemokratie. Die Kraft, die ökonomisches 

(Selbst-)Bewusstsein aus der Vergessenheit befreien muss.

 

Was Heinzlmaier an dieser Stelle als bildungsbürgerliche 

Grundsatzdiskussion abtun würde, sind keine Erkenntnis-

se bildungsverwöhnter ideologischer Grabenkämpfe, sondern 

erlebtes soziales Leid, real erfahrene Ungleichheiten der Im-

Stich-Gelassenen und der solidarische Ansatz, ihrer Wahrheit 

Sichtbarkeit zu verleihen.

VON DER DESOLIDARISIERUNG 

ZUR RESOLIDARISIERUNG

Wenn Heinzlmaier schreibt, die modernen WählerInnen sei-

en lediglich auf die Befriedigung ihrer egoistischen Interessen 

aus, ist zu bedenken, dass man sich Altruismus erst leisten kön-

nen muss. Er kostet zumindest den Preis einer vernünftigen 

Existenzgrundlage. Die eigentliche Frage ist aber eine andere: 

Warum wählen Menschen einkommensschwacher Schichten 

vermehrt gegen ihre eigenen, ökonomischen Interessen?

Mehr neoliberale Wirtschaftspolitik im Mäntelchen des 

Fremdenhasses wird keiner Arbeiterin, keinem Alleinerzie-

her, keinem Pflegebedürftigen eine bessere Lebensgrund-

lage liefern. Rechtsaußen zeichnet sich vor allem dadurch 

aus, dass sie mit der soziale Frage zwar als Begriff operiert. 

Dieser dient aber lediglich zur weiteren Zuspitzung der 

Migrationsthematik.

Dieser Umstand beweist, dass die Stelle der Sozialdemo-

kratie so lange vakant war, dass auch ihre Anliegen über die 

Jahre ausgehöhlt wurden. Da das Problem der sozialen Un-

gleichheit jedoch nie verschwand, wurde es schlicht umge-

deutet und diente als Hilfsmittel zur Herstellung einer reak-

tionären Themenführerschaft, welche benachteiligte soziale 

Gruppen gegeneinander ausspielt.

STARTUPS STATT STAAT?

Ein weiterer Grund für das Erstarken rechter Gesinnung ist 

das Resultat eines öffentlichen Diskurses, der neoliberaler 

Wirtschaftstheorie huldigt. Heinzlmaier hat Recht, wenn er 

schreibt, dass einem bei jeder Gelegenheit als ‚Wirtschaftsex-

perte‘ ein Vertreter der Agenda Austria vorgesetzt wird, des-

sen ideologiegefärbte und interessensgetränkte Wirtschafts-

theorie sich stets für weniger Staat, weniger Sozialleistungen, 

weniger Unternehmensbelastungen und Steuersenkungen für 

die Reichen ausspricht. Es verwundert jedoch etwas, dass er 

im nächsten Atemzug deren Mythos perpetuiert: den funk-

tionalen freien Markt. Die soziale Frage ist auch deshalb so 

schwer zu bespielen, weil die Ökonomie als Denkkategorie 

aus den meisten Köpfen verschwunden ist.

Der neueste Trend: Startups. Der öffentliche Sektor soll 

sich möglichst weit »gesund schrumpfen«, um der fähigeren 

Privatwirtschaft Platz einzuräumen. Die Quadratur des Krei-

ses – also Kapitalismus durch soziale Unternehmen, die dem 

Wettbewerb des freien Marktes (der heute von Monopolen 

durchzogen ist) entspringen – sollen die Startups leisten. Sie 

sind die neueste romantische Verfemung der Privatisierung. 

Nicht nur, dass etwa ein Startup wie Uber nach wie vor herbe 

Verluste macht (und die Mär der Effizienz der Privatwirtschaft 

als solche identifiziert), es trägt aktiv zur Monopolisierung bei 
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und steuert darauf hin künftig staatliche Infrastrukturleistun-

gen zu übernehmen. Warum das schädlich ist, liegt auf der 

Hand: Anders als der demokratische Staat ist das Unterneh-

men auf einen, und nur einen Zweck aus: Gewinnmaximie-

rung. Dieser Widerspruch ist aufs Schärfste zu entblößen, 

was nur durch eine konsequente Werte- und Wirtschafts-

diskussion erfolgen kann. Will die Sozialdemokratie an Ein-

fluss zurückgewinnen, so muss sie nicht nur Themenfüh-

rerschaft über die soziale Frage zurückerlangen, sondern sie 

offen in Verbindung zur herrschenden Situation setzen. Ein 

linker Wirtschaftsdiskurs ist das Vehikel dazu. Die Absage an 

demokratische Staaten als Träger von Handlungs- und Wirt-

schaftsmacht ist nicht die Lösung. Startups können keinen 

Staat ersetzen. Startups können keine Monopole aufbrechen. 

Startups können keine Sozialpartnerschaft stützen. Startups 

können die Auswüchse des Kapitalismus nicht zügeln. Der 

Staat kann das sehr wohl.

INTEGRITÄT IST SEXY

Die politische Realität ist eine der Interessensabwägung und 

der Kompromisse. Anstatt ‚smarten‘ Versionen des starken 

Anführers den roten Teppich auszurollen und sie für den po-

litischen Kunstgriff unserer Zeit zu erklären, sollte man sich 

anderswo Anleihen suchen. Die Wiederauferstehung der tot-

geglaubten Labour Party in England etwa, könnte Modell für 

einen neuen sozialdemokratischen Frühling sein. In einem 

Land wie Großbritannien, wo Kapitalismus à la Thatcher bis 

heute menschenunwürdige Zustände schafft, aber weiterhin 

die Marke tina (There Is No Alternative) trägt, wagte lange nie-

mand linken Ideen zum Durchbruch zu verhelfen. ukip ka-

perte indes die soziale Frage und mischte sie mit einer ordent-

lichen Portion Separatismus und Rassismus. Mithilfe einer 

opportunen, verblendeten Konservativen war es vollbracht. 

Voilà: Brexit. Divide et impera.

Labour legte ein Manifest vor, das die sinnlose Privatisie-

rung im Land anprangerte, die Austeritätslogik außer Kraft 

setzte und die Realität der sozial schwächsten BritInnen aner-

kannte. tina wurde Stück für Stück demontiert, indem offen 

gelegt wurde, wie schädlich Armut für eine Gesellschaft ist. 

All diese Härten wurden allerdings in eine positive Message 

gebettet, die klassenübergreifend Zustimmung generieren 

konnte: »For the many, not the few«. Ein glaubwürdiger Jere-

my Corbyn trat einer Gesellschaft entgegen, deren ungeteil-

te Aufmerksamkeit vermeintlich auf Zuwanderung, Islamisie-

rung und Terror gerichtet war. Er schaffte es aber, die rechte 

Hülle vom linken Kern zu trennen und triumphierte mit ei-

ner Neuauflage klassisch sozialdemokratischer Werte. Labour 

gewann 32 Sitze zurück, 28 davon sind ehemalige Tory-Sitze.

Mit dem Grassroots-Portal Momentum, das Corbyn tat-

kräftig unterstütze, einer hoffnungsvollen Botschaft und 

enorm viel Bodenpräsenz bescherte Labour den linken Licht-

blick. Integrität bringt Stimmen, ebenso wie eine basistreue 

Politik. Zentristen, die sich in Eitelkeiten und Spektakel hül-

len, werden in die Zukunft höchstens als Königsmacher der 

Rechten in die Geschichte eingehen (siehe David Cameron). 

Enthusiasmus für Idealismus, Solidarität und Menschlichkeit 

ist kein Nullsummenspiel. Gerade in Zeiten der Desolidarisie-

rung ist die Sehnsucht nach Zusammenhalt am größten. Die 

Rechte hat dies erkannt. Es wird Zeit, dass die Sozialdemokra-

tie Nationalismus durch demokratischen Sozialismus, Separa-

tismus durch internationale Solidarität, Abgehobenheit durch 

Bodenhaftung, Realitätsverweigerung durch Mut ersetzt.
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bsiedlungsspekulation ist ein Geschäftsmodell, bei 

dem Althäuser gekauft werden, um sie zu »entwi-

ckeln«. Das bedeutet entweder mit Dachgeschoß-

ausbau zu sanieren, oder abzubrechen um einen 

Neubau zu errichten. In beiden Varianten werden die ehe-

mals günstigen Mietwohnungen in der Regel als Eigentums-

wohnungen teuer verkauft.

Die betroffenen Althäuser – in Wien das gründerzeitliche 

Zinshaus – sind so gut wie immer bewohnt. Für durchschnitt-

liche Investierende ist ein Haus nur ein beliebiges Wertschöp-

fungsobjekt, die Mietparteien gelten als Hindernisse im Ent-

wicklungsprozess. Für die dort lebenden Menschen stellt sich 

die Situation ganz anders dar. Sie wohnen oft seit Jahrzehnten 

an der Adresse und sie sind verwurzelt mit ihrer Hausgemein-

schaft, ihrem Grätzel, ihrem Bezirk.

Ihre Mietrechte stehen dem Geschäftsmodell insbesonde-

re dann im Weg, wenn Abriss und Neubau geplant sind. Die 

entwickelnden Firmen versuchen, ihre Häuser abzusiedeln, 

weil die darin Wohnenden den Verwertungsplänen im Wege 

stehen. Die Methoden, welche dabei angewandt werden, ge-

nügen nicht immer zeitgemäßen ethischen Standards.

ZWEIFELHAFTE METHODEN 

Einige Entwickler_innen zeigen einen großen Einfallsreich-

tum bei der Verminderung der Wohnzufriedenheit ihrer Alt-

mietparteien. Die bezeichnen wir dann als Spekulant_innen. 

Die Vernachlässigung des Gebäudes ist oft erst der Beginn 

eines schleichenden Verfalls. Allgemeine Flächen des Hau-

ses werden nur mehr unzureichend gereinigt, grobe Schäden 

werden nicht mehr behoben. Gesprungene Stiegenhausfens-

ter, aufsteigende Grundfeuchtigkeit, Wasserschäden, abplat-

zender Verputz – die konsequente Verweigerung der Behe-

bung ernster Schäden ist eine gängige Zermürbungsstrategie 

von Spekulant_innen, die ihre Altmietparteien vergraulen 

wollen. Die Methoden, die Bestandfreimachung zu forcieren, 

sind vielseitig. In besonders groben Fällen kommt es unter 

anderem zu durchtrennten Versorgungsleitungen, Einquartie-

rung von unleidlichen Hausfremden oder gar systematischen 

Mobbing der Altmieter_innen. Irgendwann sind die absicht-

lich geschaffenen Zustände so unerträglich, so dass selbst hart-

gesottene Altmieter_innen das angebotene Geld nehmen und 

das Weite suchen.

Die Altmietenden sind üblicherweise die Verlierenden in 

diesem Prozess. Sie geben ihre Wohnrechte – nach einer kür-

zeren oder längeren Auseinandersetzung – gegen eine Ablö-

sezahlung auf. Die neu entstandenen Wohnungen können sie 

sich meist nicht leisten. Doch die Ablösesumme entpuppt sich 

als nur scheinbar viel Geld. Wer zuletzt in den 1980er-Jah-

ren nach einer Wohnung gesucht hat, wird feststellen, dass die 

Neuvermietungspreise deutlich angezogen sind. Die paar tau-

send Euro Ablöse schmelzen schnell dahin, wenn damit die 

Differenz zwischen der bisher bezahlten Miete und der neu zu 

zahlenden Miete gedeckt wird.

SOZIALER WOHNBAU ALS BOLLWERK 

GEGEN SPEKULATION 

Wissenschaftlich bezeichnet man diesen Aufwertungsprozess 

von Wohnhäusern als Gentrifizierung. Mit diesem Begriff 

konnte hierzulande vor wenigen Jahren noch kaum jemand 

etwas anfangen.1 Gentrifizierung bringt neue, qualitätsvolle 

Wohnungen, sie hat aber auch Schattenseiten. Das ist zum 

einen die Verdrängung der bisherigen Bewohner_innenschaft 
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und zum anderen der Verlust an günstigem Wohnraum. Jene, 

die vorher da gewohnt haben, können sich die Mieten nach-

her nicht mehr leisten. Jene, die dann einziehen, gehören 

wirtschaftlich potenteren gesellschaftlichen Gruppen an. In 

Wien ist dieser Prozess der sozialen Polarisierung, durch den 

hohen Anteil an kommunalen und geförderten Wohnungen, 

stark gebremst. 

Bei der Gentrifizierung steht das Profitinteresse eines Un-

ternehmens gegen das Wohnbedürfnis der dort Lebenden. 

Der Schauplatz dieser Auseinandersetzung sind meist die al-

ten, unsanierten Zinskasernen. In diesen abgewohnten Häu-

sern befinden sich kleine, schlecht ausgestattete, aber günstige 

Wohnungen. Die dort lebenden Menschen verdienen meist 

nur durchschnittlich und wollen nicht ausziehen, weil sie wis-

sen, dass die günstigste Wohnung, die sie je bewohnen wer-

den, jene ist, in der sie gerade wohnen. 

Der Aufwertungsprozess hat aber unzweifelhaft auch gute 

Seiten. Eine Stadt braucht langfristige Investitionen in Immo-

bilien. Es geht daher nicht darum, die Gentrifizierung aufzu-

halten oder ästhetisch zu bewerten, sondern dazu beizutragen, 

sie sozial nachhaltig zu gestalten. Dazu wird es notwendig sein, 

den privaten Hausbesitz in die Pflicht zu nehmen und die so-

ziale Verantwortung des Eigentums stärker einzufordern.

WACHSTUMSSCHMERZEN DER STADT

Wohnungsspekulation ist für eine wachsende Millionenstadt 

nichts Ungewöhnliches und die beschriebenen Phänomene 

sind keine Wiener Besonderheit. Es ist die Schattenseite einer 

jeden boomenden Stadt und unangenehme Begleiterscheinung 

des Wachstums. Wenn man so will, sind es die Wachstums-

schmerzen der Stadt, die in Spekulationsfällen sichtbar werden.

Wien wächst, aber nur in der Bevölkerung, nicht in der 

Fläche. Das anhaltende, rasche Bevölkerungswachstum durch 

Migration, produziert einen Nachfrageüberhang am Woh-

nungsmarkt und lässt die Preise für Wohnungseigentum stei-

gen. Die aktuelle demographische Situation begünstigt auch 

Wohnungsspekulation. Aufgrund des Wachstums ist ein Bau-

boom entstanden, so dass manche schon von einer zweiten 

Gründerzeit sprechen. Dieser Bauboom hat grob vereinfa-

chend im Stadtzentrum begonnen, ist im Wesentlichen bis 

zum Gürtel abgeschlossen und setzt sich nun außerhalb des 

Gürtels fort. Die Nullzinspolitik der ezb wirkt sich derzeit 

ebenfalls günstig auf spekulative Geschäftsmodelle aus. Und 

das gleich in doppelter Weise: Zum einen sucht das Kapi-

tal Anlageformen abseits der Sparbücher und findet das ver-

meintlich sichere und ertragreiche Betongold. Investierende 

beteiligen sich etwa als Kommanditisten in solchen Entwick-

lungsgesellschaften und stellen auf diese Weise Eigenkapital 

zur Verfügung. Zum anderen ermöglicht die Nullzinspolitik 

eine sehr günstige Fremdfinanzierung – auch für spekulative 

Immobilienprojekte.

ZWEIFELHAFTE METHODEN DÜRFEN 

NICHT ORTSÜBLICH WERDEN

Es gibt für spekulativ Tätige aktuell auch weniger gute Rah-

menbedingungen. Ungünstig ist für Immobilienglücksritter 

in Wien, dass die Stadt unlauteren Vorgängen nicht tatenlos 

zusieht, sondern einschreitet und den Mietenden in Speku-

lationsfällen aktiv zur Seite steht. Das kommt aus einer poli-

tischen Tradition, in welcher der Mieter_innenschutz einen 

hohen Stellenwert einnimmt. 

Nach Auffassung der Konservativen sind Konflikte zwi-

schen Mietenden und Vermietenden Privatsache und daher 

keine Angelegenheit, in welche sich eine Kommune einmi-

schen sollte. In Wien wird jedoch nicht zugesehen, wie Spe-

kulation passiert, sondern in Anlassfällen werden die betrof-

fenen Bewohner – häufig Familien oder ältere Menschen 

– unterstützt. Mit konkreten Interventionen wird dafür ge-

sorgt, dass zweifelhafte Methoden nicht zu ortsüblichen Me-

thoden werden. 

Hier geht es zwar nicht um Einzelschicksale, Wohnungs-

spekulation ist aber auch kein Massenphänomen in Wien. 

Jährlich sind es etwa dreißig Adressen, die auf Grund der Pro-

blembeschreibung als Spekulationsobjekte bezeichnet werden 

können. Sie kommt auf Top-Lagen genauso vor, wie auf so 

genannten B- und C-Lagen.

In Spekulationsfällen stehen oft professionelle Absied-

lungsunternehmen uninformierten Mietenden gegenüber. 

Wenn den städtischen Beratungseinrichtungen2 ein Fall be-

kannt wird, so besteht daher der erste Schritt oft darin, Haus-

versammlungen abzuhalten, um die Hausgemeinschaft rasch 

über ihre Rechte zu informieren.

In weiterer Folge wird geprüft, ob die verschiedenen 

Dienststellen des Magistrats, sei es die Baupolizei, die Prüfstel-

le für Wohnhäuser oder das Gesundheitsamt, für die im Haus 

lebenden koordiniert einschreiten können. Darüber hinaus 

steht in Wien das Instrument des Rechtshilfefonds zur Ver-
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fügung, mit dem in Spekulationsfällen die Rechte der Mie-

tenden zusätzlich auch zivilrechtlich gewahrt werden können. 

Wenn den Mieterinnen und Mietern gute und auf wohn-

recht spezialisierte Rechtsanwält_innen zur Seite stehen, er-

möglicht ihnen das zum einen, den Hausbesitzenden und der 

Hausverwaltung auf Augenhöhe zu begegnen. Zum ande-

ren wird durch die Gewährung von Rechtshilfe auch finanz-

schwächeren Mieterinnen und Mietern die Rechtsdurchset-

zung ermöglicht.

EIN ZEITGEMÄSSER ANSATZ IM MIETERSCHUTZ…

Es geht darum, die Immobilienbesitzenden in die Pflicht zu 

nehmen und sie dazu zu bringen, einen Beitrag zur sozialen 

Nachhaltigkeit zu leisten, indem sie dafür sorgen, dass ihre 

Bestandsmieterinnen und Mieter in der Zukunft gute und vor 

allem leistbare Wohnungen haben.

Konkret bedeutet dass, in Fällen von Abriss und Neubau 

eine Variante ins Spiel zu bringen, die oft nicht bedacht und 

im Folgenden kurz skizziert wird: Das Immobilienunterneh-

men beschafft seinen Mieterinnen und Mietern für die Bau-

phase gleichwertige Ersatzwohnungen. Die Mietdifferenz in 

diesem Zeitraum trägt der oder die Vermietende. Nach Fer-

tigstellung des Neubaus kehren die Mieterinnen und Mieter 

zurück und beziehen die neuen Wohnungen zu attraktiven 

Konditionen. Das betrifft in der Regel nur einen Bruchteil 

der Gesamtmenge an neu entstehenden Wohnungen.

Alle Altmietparteien sollen eine Neubauwohnung ange-

boten bekommen, bei der klar und unzweifelhaft erkenn-

bar ist, dass sie eine Verbesserung gegenüber den bisherigen 

Wohnverhältnissen darstellt. Die angebotenen Mietverträge 

sind selbstverständlich unbefristet und der Hauptmietzins weit 

unter dem Marktpreis. Dadurch wird gewährleistet, dass das 

Wohnen für die Betroffenen dauerhaft leistbar bleibt.

Die Betroffenen werden so zu Gewinnerinnen und Ge-

winnern des Gentrifizierungsprozesses. Politisch werden da-

durch zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen: Zum einen 

werden die betroffenen Menschen nicht verdrängt. Sie blei-

ben auch im aufgewerteten Neubau und tragen damit zur so-

zialen Durchmischung bei, Ghettobildung wird vorgebeugt. 

Zum anderen werden auf diese Weise leistbare Wohnungen 

auch im ungeförderten Neubau geschaffen, für den sonst kei-

ne Mietpreisbeschränkung gilt. Die Bewohnenden sollen je-

doch nicht zu einer neuen Wohnung gezwungen werden. Al-

ternativ gibt es immer noch die Option einer Ablösezahlung. 

Wenn es zu keiner freiwilligen Einigung um die Auflösung 

der Mietrechte kommt, dann ist das ein solchen Geschäften 

inhärentes Risiko für die Unternehmen.

Die von Mieter_innenseite üblicherweise vorgebrachten 

Forderungen, etwa die Streichung der Vertragsgebühr und 

das Bestellerprinzip bei der Maklerprovision – würden zwar 

zur Wohnkostensenkung beitragen, gegen gentrifizierungsbe-

dingte Spekulation helfen sie jedoch nicht. 

Es wird unter kapitalistischen Bedingungen nie möglich 

sein, spekulative Handlungen völlig zu unterbinden. Es ist 

aber auch Tatsache, dass ein Geschäft gemacht wird, wo es ein 

Geschäft gibt. Wer Spekulation jedoch möglichst ausschlie-

ßen will, ist gut beraten, möglichst viel kommunal oder ge-

fördert zu bauen. Ein hoher Anteil an dauerhaft sozial ge-

bundenen geförderten und kommunalen Wohnungen ist der 

beste Garant für faire Wohnbedingungen. Je größer der ge-

meinnützige und kommunale Bereich, desto weniger Platz für 

Wohnungsspekulation.

Um unlautere Vorgänge im Bereich des privaten Wohnbaus 

weniger attraktiv zu machen, ist es wichtig, die politisch steu-

erbaren Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass der Woh-

nungsspekulation weitestgehend der Nährboden entzogen 

wird. Folgende Anregung kann, als Baustein eines Maßnah-

menbündels, dazu beitragen, das Phänomen zu beschränken.

GÜTESIEGEL FÜR ETHISCHE 

IMMOBILIENENTWICKLUNG

Es braucht einen Ehrenkodex der Immobilienbranche, eine 

Art Fair-trade Gütesiegel für nach ethischen Standards sauber 

entwickelte Projekte. Es geht hierbei nicht um ein Zertifikat 

für eine Firma, die dieses etwa einmal erwirbt und dann tun 

und lassen kann, was sie will. Es geht vielmehr um ein Güte-

siegel für ein konkretes Wohnobjekt. Anhand eines Kriteri-

enkatalogs soll nachvollziehbar geprüft werden, wie fair zum 

einen der Umgang mit den Altmieterinnen und Altmietern 

war. Wurden sie unter Druck gesetzt? Haben sie etwa Ange-

bote für neue Wohnungen zu für sie leistbaren Konditionen 

erhalten, wie oben beschrieben? Haben die am Umbau be-

teiligten Firmen arbeits- und sozialrechtliche Standards nach-

weislich eingehalten? 

Für die durchschnittlichen Erwerber einer Wohnung zäh-

len zuallererst die Lage, natürlich auch Größe, die Ausstat-

tung und schließlich der Preis. Ein solches Gütesiegel wäre 
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zweifelsohne nicht das größte Verkaufsargument. Doch bei-

spielsweise auch die Werte am Energieausweis spielen für 

Wohnungssuchende nur eine völlig untergeordnete Rolle. 

Trotzdem wird im Sinne der Bewusstseinsbildung verpflich-

tend vorgeschrieben, beim Wohnungskauf oder bei Neuver-

mietung auch einen Energieausweis vorzulegen. 

Ein solches Gütesiegel hätte das Potenzial, Bewusstsein für 

den Entwicklungsprozess zu schaffen, welcher der Wohnungs-

produktion vorangeht. Dazu ein Beispiel aus einem ganz an-

deren Bereich: Bei Diamanten gibt es Zertifikate, welche 

ausschließen, dass es sich um so genannte Blut- oder Konflikt-

diamanten handelt 3. Auch wenn das Zertifizierungssystem 

Schwächen hat, ist die geprüfte Herkunft der Steine höchst 

marktrelevant. Im Immobilienbereich werben Entwicklungs-

firmen potenziell Investierende jetzt schon damit, in ökolo-

gisch wertvolle Wohnbauprojekte zu veranlagen. Warum also 

künftig nicht auch in garantiert ethisch entwickelte?

RONALD SCHLESINGER
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U-Chefverhandler Michel Barnier zeigte sich nach 

der dritten Brexit-Verhandlungsrunde Ende August 

über die fehlende Verbindlichkeit seines Gegen-

übers, des britischen Brexit-Ministers David Davis 

enttäuscht: Man sei sich in London über die Konsequenzen 

des Brexit offenbar nicht im Klaren.1 

Doch hier unterliegt Barnier einem Irrtum. Denn There-

sa May und ihr engster Kreis sind sich sehr klar darüber, worum 

es geht: Um das eigene politische Überleben. Und sie wissen, 

im Gegensatz zu den Hardcore-Brexiteers in der eigenen Frak-

tion, auch genau, dass der Brexit ein budgetäres und wirtschaft-

liches Desaster zu werden droht. Genau deshalb laviert Mays 

Regierung seit drei Monaten ohne eindeutigen Kurs herum. 

Denn ihre Regierung hängt an einem seidenen Faden: An 

Stelle der erhofften Mehrheit von über 100 Sitzen brachten die 

von Theresa May vom Zaun gebrochenen vorgezogenen Neu-

wahlen am 8. Juni einen Verlust der konservativen Parlaments-

mehrheit, Mays Regierung ist derzeit auf die Stimmen der 

rechten nordirischen Democratic Unionist Party angewiesen. 

Und nicht nur das: Die nach der Wahl zur Schau gestell-

te Einigkeit, mit der sie sich die konservative Parlamentsfrak-

tion hinter die Wahlverliererin May gestellt hat, ist im Grun-

de Ausdruck innerer Spaltung und höchster Panik. Labour 

hat nicht nur unerwartet 32 Sitze gewonnen, in vielen Sit-

zen haben konservative AmtsinhaberInnen nur noch hauch-

dünne Mehrheiten. 22 konservative Abgeordnete, unter ihnen 

Innenministerin Amber Rudd, zittern mit einem Vorsprung 

von weniger als 800 Stimmen um ihren Wahlkreis.2 Eine Ver-

schiebung der Stimmverhältnisse zwischen Labour und Tories 

um 3,3 Prozentpunkte, die so gut wie alle Nachwahlumfragen 

prognostizieren,3 würde Labour die Mehrheit bringen.4 Die 

konservative Parlamentsfraktion ist sich nach den Wahlen in 

allen politischen Fragen, vom Brexit bis zur Budget- und So-

zialpolitik uneinig. Das einzige was sie zusammenhält, ist das 

kollektive Interesse an der Verhinderung baldiger Neuwahlen. 

Gleichzeitig ist die innere Zerstrittenheit der Konservativen 

Partei Mays beste politische Lebensversicherung. Denn kei-

ner der vielen Thronprätendenten im eigenen Kabinett kann 

sich aus der Deckung wagen, ohne fürchten zu müssen, Jere-

my Corbyn den Weg nach Downing Street No 10 zu ebnen.

REGIERUNGS-TRAVESTIE

Vor diesem Hintergrund erklärt sich die tägliche Travestie 

der Regierungsmitglieder auf der Bühne der britischen In-

nenpolitik. Unmittelbar nach der Wahl hatte Schatzkanzler 

Hammond angekündigt, der Brexit werde eine bis zu dreijäh-

rige Übergangsperiode benötigen, die es den britischen Un-

ternehmen ermögliche, sich unter stabilen Bedingungen neu 

zu orientieren, ohne schlagartig von ihren bisherigen Märk-

ten und Geschäftspartner abgeschnitten zu werden.5 Diese 

Ankündigung führte zu wütenden Protesten der Hardcore-

Brexiteers und im August musste Hammond zurückrudern. 

In einem gemeinsamen Artikel mit dem führenden Brexiteer, 

Handelsminister Liam Fox, erklärte er, dass Großbritannien in 

dieser Übergangsperiode die Zollunion mit der eu verlassen 

werde,6 was den Grundgedanken der Übergangsperiode aber 

weitgehend obsolet machen würde. Das musste auch Ham-

mond keine vier Wochen später vor dem britischen Oberhaus 

einräumen – die Übergangsperiode müsse weitgehend dem 

Status quo entsprechen, um Sinn zu haben.7 

Aber auch in der Budgetpolitik fährt die Regierung Sla-

lom: Mit einem Deckel für die Erhöhung der Einkommen im 

öffentlichen Dienst von 1 % pro Jahr, kürzt die konservative 
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Dead Woman walking? 
Drei Monate nach ihrem Amtsantritt wird Theresa Mays Regierung nur von einem Motiv gesteuert: Baldige Neuwahlen zu 

verhindern, um das eigene Überleben zu sichern. Diesem Ziel werden alle politischen Inhalte, von Brexit bis zur Budgetpolitik 

untergeordnet.
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Regierung seit Jahren die realen Einkommen von Kranken-

schwestern, PolizistInnen, Feuerwehrleuten und LehrerInnen. 

Hatte Theresa May im Wahlkampf noch eine Krankenschwes-

ter, die ihr vorzurechnen versuchte, dass sie ihre Familie nicht 

mehr durchbringen könne, kaltschnäuzig damit abgekanzelt, 

dass es eben keinen »magischen Geldbaum« gebe, stolpert die 

Regierung unter dem Druck der Opposition und der Öffent-

lichkeit nach ihrer Wahlniederlage in Richtung Aufweichung 

dieser Politik. Für Polizei und Justizwache sollen die Gehälter 

heuer um 1,7 % erhöht werden (was aufgrund der steigenden 

Inflation noch immer Reallohnverluste bedeutet), ab 2019 soll 

der Deckel für alle Berufsgruppen überdacht werden.8 

CORBYN LAUERT AUF SEINE CHANCE

Doch Oppositionsführer Jeremy Corbyn bleibt trotz des Si-

renengesangs der Konservativen auf einem harten Oppositi-

onskurs: Zutreffend warf er May vor, die Beschäftigten des 

öffentlichen Diensts nach dem Prinzip »Teile und herrsche« 

spalten zu wollen. Im Unterhaus fügte er der Regierung eine 

schmerzhafte, symbolische Abstimmungsniederlage zu: Mit 

einem (unverbindlichen) Entschließungsantrag, dem auch die 

nordirische dup zustimmte, verlangte das Parlament auch die 

Gehälter der Beschäftigten im Nationalen Gesundheitssys-

tem anzuheben.9 Corbyns Verbündete in den Gewerkschaften 

kündigten zeitgleich Urabstimmungen über Streiks an, um 

ihre – auch in der Öffentlichkeit mehrheitlich unterstützten – 

Forderungen durchzusetzen.10 

Bereits im Juni hatte May in einem durchsichtigen Ma-

növer zur Stabilisierung der eigenen Lage die Opposition 

»eingeladen«, auch deren Ideen in die Regierungsarbeit ein-

zubringen. Corbyn übermittelte ihr ungerührt ein handsig-

niertes Exemplar des Labour-Wahlprogramms per Post.11 

Der Labour-Parteichef hat die prekäre Lage der Konser-

vativen richtig erfasst und setzt darauf, durch ständige Druck-

erhöhung dazu beitragen zu können, die Regierung an ihren 

inneren Widersprüchen scheitern zu lassen. Corbyn setzt da-

für auch die öffentliche Mobilisierung weiter fort. Labour be-

findet sich im »permanenten Kampagnenmodus« – im August 

tourten Corbyn und sein Schattenkabinett durch 100 Wahl-

kreise, in denen Labour Chancen hat, einen Sitz zu holen.12 

LABOURS BREXIT-POSITION

Aber auch für Labour ist der Brexit ein heikles Thema: Hatte 

in den urbanen Labour-Hochburgen das Remain-Lager klar 

die Nase vorn, überwogen auch in traditionellen nordengli-

schen Industrieregionen die Brexit-Stimmen. Im Wahlkampf 

hatte Corbyn das Brexit-Thema erfolgreich zur Seite ge-

drängt. Labour bekannte sich dazu, das Ergebnis des Refe-

rendums zu akzeptieren und stimmte auch für den Beginn 

der Austrittsgespräche, verlangte aber gleichzeitig einen Bre-

xit, der »Wirtschaft und Arbeitsplätze« gegenüber den von 

der Regierung versprochenen Migrations-Obergrenzen pri-

orisiere. Über die Details blieben Corbyn und sein Schatten-

Brexit-Minister Keir Starmer bewusst unkonkret. Nicht ganz 

zu Unrecht hielten sie es für überflüssig, dass sich Labour als 

Oppositionspartei mit Festlegungen angreifbar mache, wäh-

rend die Regierung, die die offiziellen Verhandlungen führt, 

jede ernsthafte Positionierung verweigerte.

Doch der Brexit ist auch das letzte Spielfeld, das den er-

bittertsten Corbyn-Feinden innerhalb der Fraktion zur Ver-

fügung steht, um Corbyn in die Parade zu fahren, seit der 

Parteichef durch den unerwarteten Wahlerfolg und seine 

enormen Popularitätszuwächse fester im Sattel sitzt denn je. 

Während eine Gruppe um Chuka Umunna Labour im Juni 

vergeblich auf den Verbleib im Binnenmarkt festlegen woll-

te,13 versuchte im September ein von Tony Blair gegründe-

ter Think-Tank zu argumentieren, dass ein Verbleib in der eu 

möglich wäre, wenn die eu die Personenfreizügigkeit suspen-

diere.14 Es ist bemerkenswert, dass die Blairisten damit jene 

Position übernehmen, mit der David Cameron beim Brexit-

Referendum so eindrucksvoll gescheitert ist. 

REPEAL BILL

Ende August akzentuierten Corbyn und Starmer Labours 

Brexit-Position. Was in manchen Medien als »Kehrtwende« 

betrachtet wurde,15 entpuppt sich bei näherer Betrachtung als 

taktisches Manöver im innenpolitischen Machtpoker:16 La-

bour sprach sich für eine zwei- bis vierjährige Übergangspe-

riode aus, in der Großbritannien Teil des Binnenmarkts und 

der Zollunion bleiben soll. Eine Festlegung auf den Zustand 

nach dieser Übergangsperiode wurde weiter vermieden.17 In-

haltlich hat das Schattenkabinett damit nur als Position festge-

zurrt, was auch der gesunde Menschenverstand sagt: Sinn ei-

ner Übergangsperiode ist, dass die wirtschaftliche Anpassung 

an die neuen Verhältnisse unter stabilen Verhältnissen erfolgt. 

Würden Zollunion oder Binnenmarkt innerhalb der Über-

gangsperiode ganz oder teilweise aufgegeben werden, führt 

sich eine Übergangsperiode ad absurdum.

Doch mit der ausdrücklichen Positionierung hat Corbyn 

den eu-freundlichen Kräften innerhalb der Konservativen ein 
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Angebot gemacht, gemeinsame Sache zu machen. Das er-

scheint insofern als sinnvoller Schachzug, als May und Ham-

mond aus Sorge vor der Unberechenbarkeit der Brexiteers 

zuletzt wieder auf einen »Hard-Brexit«-Kurs schwenkten und 

dabei das eu-freundliche Lager verprellten. 

May und Hammond gehen offenbar davon aus, dass die 

Pro-eu-Tories rationaler im Sinne des Machterhalts agieren, 

als die Hardcore-Brexiteers, die so von ihrer eigenen Propa-

ganda überzeugt scheinen, dass ihnen eher ein politisch selbst-

mörderisches Handeln zugetraut wird.

Einen ersten Test hat May mit diesem Kalkül überstan-

den: Mit der Repeal Bill will sich die Regierung ermächtigen 

lassen, im Zuge des Brexit-Prozesses eu-Recht in nationa-

les Recht umzuwandeln, dieses aber auch im Verordnungs-

weg, also am Parlament vorbei, abändern zu können. Jeremy 

Corbyn hat seine Fraktion gegen diesen tatsächlich skandalö-

sen »Machtrausch« der Regierung festgelegt und auch in den 

Reihen der Konservativen rumort es. In zweiter Lesung hat 

das Gesetz zwar Mitte September das Unterhaus passiert. In 

den Ausschüssen werden jedoch dutzende Abänderungsanträ-

ge verhandelt und im Oktober abgestimmt, um die von der 

Regierung gewünschten Ermächtigungen zu streichen bzw. 

einzugrenzen und hierbei haben bereits mehrere Konservative 

angekündigt, gegen die Regierung zu stimmen, wenn diese 

nicht in entscheidenden Punkten entgegenkommt.

Zeitgleich erhöhen aber auch die Brexiteers den Druck 

auf Theresa May: In einem mit der Regierungschefin nicht 

akkordierten Zeitungsartikel fordert Außenminister Boris 

Johnson eine harte Haltung bei Übergangsfristen ein und stellt 

unerfüllbare Forderungen für die Brexit-Verhandlungen auf: 

Johnson legte sich nicht nur neuerlich auf die skurille Zusa-

ge fest, der Brexit werde 350 Millionen Pfund wöchentlich für 

das Gesundheitssystem freispielen. Auf den Spuren von Do-

nald Trump, der ja erklärt hatte, Mexiko werde für die Mau-

er an der gemeinsamen Grenze mit den usa zahlen, verspricht 

Johnson zudem, dass Großbritannien kostenlos den freien Zu-

gang zum eu-Binnenmarkt erhalten werde.18 Bemerkenswert 

ist allerdings auch, dass Johnson kreditfinanzierte Infrastruktu-

rinvestitionen ankündigt – und damit endgültig mit dem kon-

servativen Austeritätsdogma zu brechen scheint. 

Es ist nicht völlig ausgeschlossen, dass Theresa May durch 

geschicktes parteiinternes Taktieren ihren bisherigen Schlin-

gerkurs einige Monate, vielleicht sogar Jahre fortsetzen kann. 

Gelingt es ihr auf dieser Grundlage, die Brexit-Verhandlungen 

abzuschließen und v.a. die für 2019 anstehende Änderung der 

Wahlkreiseinteilung zu Lasten Labours durchzusetzen, ist ein 

Fortbestehen ihrer Regierung weiterhin möglich.

Doch vor Mays konservativer Regierung liegen zwei Jahre 

Fahrt auf einem Benzintanker, dessen Mannschaft aus habitu-

ellen Kettenrauchern besteht. Die innenpolitische Lage bleibt 

explosiv. Und außerhalb Großbritanniens sollte niemand ver-

wundert sein, dass der Brexit nur eine, wenn auch wichtige, 

Karte im Spiel um die Macht im Vereinigten Königreich ist. 

LUDWIG DVOŘÁK 
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as neue Gesetz zur Bestrafung der Gewalt an 

Frauen nennt bisher rechtlich verschämt um-

schriebene Sachverhalte wie Inzest, Vergewalti-

gung, Nötigung endlich beim Namen, definiert 

sie eindeutig und stellt sie unter Strafe. Skandalöse Prak-

tiken, wie z. B. Straffreiheit, wenn der Vergewaltiger sein 

Opfer heiratet, werden abgeschafft. Der Rückzug der Klage 

bei einem eingeleiteten Verfahren wegen Vergewaltigung ist 

nun nicht mehr zulässig, das heißt, außergerichtliche Eini-

gungen bleiben ohne rechtliche Konsequenzen. Die sexuel-

le Großjährigkeit wird mit der politischen gekoppelt: sechs 

Jahre Gefängnis für sexuelle Beziehungen mit Mädchen un-

ter 16, fünf Jahre für solche mit Unter-Achtzehnjährigen, 

selbst wenn Einverständnis geltend gemacht werden kann (in 

Frankreich, Italien und Österreich liegen die entsprechenden 

Grenzen deutlich darunter). 

Das Gesetz betrifft auch Gewalt und Vergewaltigung inner-

halb der Familie, ein Bereich, der bisher vollkommen tabui-

siert gewesen war. Unter Strafe stehen weiters Praktiken der 

Genitalverstümmelung, die allerdings in Tunesien bisher nicht 

praktiziert werden, doch gibt es Tendenzen bei radikalen Is-

lamisten Derartiges als »Schönheitsoperation« hoffähig zu ma-

chen. Das Gesetz hat einen integralen Charakter insofern, als 

die Verpflichtung der öffentlichen Hand zur Prophylaxe und 

zur juridischen und psychologischen Betreuung der Opfer 

festgeschrieben wird.

Verbale und physische Gewalt gegen Minderjährige bei-

derlei Geschlechts ist neuerdings gleichfalls strafbar, genauso 

wie die Beschäftigung Minderjähriger in bürgerlichen Fami-

lien, eine Art von Haussklaverei mit Einwilligung der El-

tern, vor allem aus rückständigen ländlichen Gebieten, welche 

meist den kargen Lohn ihrer Kinder kassieren. Ganz wich-

tig ist ferner die Bestrafung der weitverbreiteten Belästigung 

von Frauen durch Männer in der Öffentlichkeit. Sie kann 

mit Geldstrafen bis zu 1000 Dinar (etwa 400 Euro, etwa ein 

Monatseinkommen) geahndet werden. Die im Entwurf ur-

sprünglich dafür vorgesehene Gefängnisstrafe von bis zu ei-

nem Jahr konnte allerdings nicht durchgesetzt werden. 

Das Gesetz beruht auf jahrelangen Vorarbeiten einer enga-

gierten und aktiven Zivilgesellschaft (nationale Frauenvereini-

gung unft, Vereinigung demokratischer Frauen atfd, verschie-

dene Menschenrechtsgruppen und Experten). Gleichzeitig 

handelt es sich um eine Konkretisierung des § 46 der 2014 ver-

abschiedeten neuen tunesischen Verfassung, die die Gleichheit 

zwischen Mann und Frau vor dem Gesetz vorschreibt.

Die Einstimmigkeit bei der Abstimmung umfasste auch 

zahlreiche, meist weibliche Mitglieder der islamistischen En-

nahda, hat allerdings den Schönheitsfehler, dass ein Drittel der 

Abgeordneten es vorzog, dieser Sitzung fernzubleiben. Dies 

bedeutet immerhin, dass eine offene Gegnerschaft zu Frauen-

rechten heute in Tunesien nicht mehr möglich ist. Anderer-

seits heißt es natürlich schon, dass noch viel Überzeugungsar-

beit zu leisten sein wird, zumal auch zu befürchten ist, dass die 

traditionell konservativ eingestellte Richterschaft das Gesetz 

nur zögerlich anwenden wird.

TUNESIEN: EMANZIPATION AUF DEM VORMARSCH VON WOLFGANG ACHLEITNER

Tunesien: Emanzipation 
auf dem Vormarsch
Die tunesische Demokratie hat wieder einmal neue, auch international bemerkenswerte Maßstäbe gesetzt: die einstim-

mige Annahme eines umfassenden Gesetzes zur Bestrafung der Gewalt an Frauen. Zeitgleich prangert Präsident Beji Caid 

Essebsi die soziale und materielle Benachteiligung von Frauen an. Beides ist, insbesondere angesichts der schleichenden 

Islamisierung in der Region, ein Beweis für die auch im arabischen Raum bestehende Möglichkeit in Sachen Frauenemanzi-

pation, argumentiert Wolfgang Achleitner. 
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DIE SOZIALE UND MATERIELLE 

UNGLEICHHEIT IST VERFASSUNGSWIDRIG

In seiner Rede zum Tag der Frau im August 2017 denunzierte 

der Präsident die im Koran festgeschriebene Ungleichbehand-

lung von Söhnen und Töchtern in der Erbfolge sowie das 

Verbot für Tunesierinnen, Nichtmuslime zu heiraten. Beide 

Positionen entsprächen weder den soziologischen noch den 

rechtlichen Realitäten und seien überdies nicht verfassungs-

konform. Den Äußerungen kommt insofern großes Gewicht 

zu, als der Präsident vom Volk gewählt ist und auch das Recht 

hat, Gesetzesvorlagen im Parlament einzubringen. Außer-

dem genießt der mittlerweile neunzigjährige Caid Essebsi, ein 

Bourguibist der ersten Stunde (er war in den 1960er-Jahren 

auch Innenminister), als Landesvater große Popularität vor al-

lem bei den modernistisch eingestellten Tunesiern.

GLEICHHEIT BEIM ERBEN

Gemäß den Vorschriften des Koran und der Scharia erbt der 

Sohn das Doppelte seiner Schwester, d. h. das Erbe wird zu zwei 

Dritteln unter den Söhnen und zu einem unter den Töchtern 

aufgeteilt. Dies stellte zur Zeit Mohammeds, im 7. Jahrhundert, 

zweifellos einen sozialen Fortschritt für die damals völlig recht-

losen Frauen dar und kann theoretisch in einer traditionalen 

Gesellschaft dadurch gerechtfertigt werden, als Männer für den 

Unterhalt der Frauen in der Familie aufkommen mussten. Die 

soziologische Realität der modernen arabischen Frau, die stark, 

wenngleich in vielleicht geringerem Ausmaß als der Mann, im 

Berufsleben engagiert ist, rechtfertigt derartige Konzeptionen 

nicht mehr. Ganz abgesehen davon, dass die Erbgleichheit in 

den sozialökonomisch ähnlich patriarchalischen romanischen 

und slawischen Gesellschaften nördlich des Mittelmeers in der 

Neuzeit nie in Frage gestellt war.

Der Erblasser hat in Tunesien zwar die Möglichkeit, ge-

wisse Prioritäten zu setzten, um diese Ungerechtigkeit aus-

zugleichen, doch kann er testamentarisch nur über ein Drit-

tel seines Besitzes verfügen. Kommt es über den Rest zum 

Konflikt unter den Erben, entscheiden die Gerichte nach den 

Vorgaben der Scharia. Doch in der Praxis, vor allem im länd-

lichen Raum, verzichten die Töchter auf Grund des famili-

ären Drucks oft auf ihr Erbe und verbleiben, sofern sie sich 

nicht verheiraten, im Familienverband als billige Arbeitskraft.

Mit dieser Konkretisierung von Gleichheit, wie sie die in 

der neuen Verfassung festgeschrieben ist, erfüllt nun der Prä-

sident eine langjährige Forderung der Frauenbewegung, etwas 

das selbst sein berühmter Vorgänger Habib Bourguiba nicht 

in sein epochemachendes modernes Familienrecht, den Code 

de Statut Personnel, aufnehmen konnte, dermaßen stark war 

damals, in den 1950er-Jahren, die Opposition dazu. Sollte Es-

sebsi ein entsprechendes Gesetzesvorhaben gelingen, hätte er 

einen ähnlichen gesellschaftlichen Fortschritt bewirkt und mit 

seinem Vorbild gleichgezogen.

GLEICHHEIT BEIM HEIRATEN

Ein weiterer Teil der programmatischen Rede des Präsidenten 

betrifft die Nichtanerkennung von Ehen zwischen Tunesie-

rinnen und Anders- bzw. Nichtgläubigen (Ausnahmen gibt es 

bisher nur für Heiraten mit/unter Christen und Juden). Die 

sich auf die Scharia berufende diesbezügliche Verordnung aus 

1973 hat äußerst negative Auswirkungen.

Zunächst werden die Kinder aus diesen religiös »gemisch-

ten« Ehen in Tunesien rechtlich nicht anerkannt, was zu gro-

ßen Problemen hinsichtlich Staatsbürgerschaft und Erbrecht 

der Kinder führt. Weiters kommt es in der Praxis zu zahl-

reichen opportunistischen Konversionen, die eine Kultur der 

Scheinheiligkeit und des Betrugs fördern. Denn es genügt die 

dreimalige Wiederholung einer kurzen Surate vor dem Muf-

ti der Republik, um als Muslim anerkannt zu werden, was 

vielen (nicht-muslimischen) Ehemännern in spe als die be-

quemere Alternative erscheint. Zwar ist es juridisch möglich, 

den Staat vor seinen Gerichten zu verklagen, um die Einhal-

tung der von Tunesien ratifizierte Menschenrechtskonvention 

zu erzwingen, doch wäre das eine langwierige und kostspieli-

ge Prozedur mit ungewissem Ausgang. 

Es braucht nicht extra erwähnt zu werden, dass diese Hei-

ratsbeschränkung der Scharia nicht für Männer, sondern nur 

für Frauen gilt. Dahinter steht die patriarchalische Auffassung, 

dass nur Männer als Familienoberhäupter ihre Religion sicher 

auf die Nachkommenschaft übertragen würden. Die Bestim-

mung widerspricht ganz klar dem Gleichheitsgebot der 2014 

adoptierten neuen Verfassung und sollte nach Meinung des 

Präsidenten ersatzlos aufgehoben werden. Zur Klärung der 

erforderlichen rechtlichen Maßnahmen, sowohl hinsichtlich 

des Erbrechts als auch zur Gleichstellung beim Heiraten, hat 

er eine Kommission unter der Leitung der militanten Femi-

nistin Bochra Bel Haj Ben Hamida einberufen, die auch Ab-

geordnete der laizistischen Opposition im Parlament ist, eine 

Entscheidung, die natürlich sofort auf Widerstand stieß.

GOTT HAT BEREITS ENTSCHIEDEN!

Die Reaktionen auf diese Rede ließen nicht lange auf sich 

warten: Begeisterung bei den modernistisch, aber auch den 

konservativ eingestellten Frauenorganisationen, schroffe Ab-
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lehnung seitens der Islamisten. Daneben gab es auch zahlrei-

che dazwischen liegende Positionen, meist in der Form des 

»ja, aber«, denn es sei jetzt nicht der richtige Zeitpunkt, es 

gäbe doch andere Prioritäten, wie Arbeitslosigkeit und Staats-

verschuldung etc.

Am originellsten war zweifellos die Reaktion des Muftis 

der Republik, der die Angelegenheit durch Gottesentscheid 

bereits als erledigt betrachtete und jede weitere Diskussion 

verurteilte. Andere Islamisten verwiesen auf die gleichfalls in 

der Verfassung festgeschriebene Verpflichtung des Staates, die 

islamische Religion zu schützen, und forderten zur Klärung 

dieser Fragen die Einsetzung einer Kommission aus – selbst-

verständlich – islamischen Rechtsgelehrten.

Der Vorsitzende der islamistischen, den Muslimbrüdern 

zuzurechnenden Ennahda, der stärksten Fraktion im Parla-

ment, ging etwas vorsichtiger vor und gab keine direkte Stel-

lungnahme ab. Als eine Art ideologischer Retourkutsche wies 

er seine Abgeordneten an, für die Wiedereinführung eines 

längst abgeschafften islamischen Rechtsinstitut zu votieren, 

ein Vorhaben, das der islamistischen Regierung im Jahr 2013 

misslungen war. Es handelt sich dabei um die Waqfs, Stiftun-

gen die es durch Veräußerungsbeschränkungen erlaubten, un-

ter anderem soziale und edukative Einrichtungen zu finanzie-

ren. Solche Waqfs unterliegen nur der religiösen Aufsicht und 

stellen so eine Herausforderung für den republikanischen Staat 

dar. Es ist anzunehmen, dass hiermit vor allem ein Druckmit-

tel für die anstehenden Verhandlungen geschaffen werden soll. 

Aber auch aus dem Ausland meldeten sich Stimmen zu Wort: 

von Marokko bis in den Nahen Osten wurde die Rede von 

Frauenorganisationen begrüßt und von den islamistischen Be-

wegungen als Gotteslästerung verdammt, wie vor allem auch 

von den bei Muslimen hochangesehenen Gelehrten der Al 

Azhar Moschee in Ägypten.

Im sozialkulturellen und politischen Kontext Tunesiens 

schlug diese Rede jedenfalls wie eine Bombe ein und hat 

weitgehende, bisher kaum abschätzbare Implikationen. Theo-

logisch gesehen, ist es ein noch nie dagewesener Versuch, den 

Koran explizit kontextuell zu interpretieren und an die geän-

derten sozialen Verhältnisse anzupassen. De facto wurde dies 

ja längst ohne Diskussion bereits hinsichtlich der Sklavenhal-

tung und anderen Körperstrafen so gehandhabt, doch eine of-

fene Einladung zur Kritik an traditioneller Islam-Interpretati-

on durch ein Staatsoberhaupt ist neu. Dieser profitiert natürlich 

von der Tatsache, dass sich der politische Islam in Tunesien in 

der Defensive befindet, einerseits wegen der Marginalisierung 

des Hauptgeldgebers Katar, andererseits wegen seiner immer 

deutlicher zu Tage tretenden Implikation in die Entsendung 

von Kämpfern für den Islamischen Staat im Nahen Osten.

Sozial besteht durchaus die Gefahr, dass die in Tunesien 

sattsam bekannten identitären Rivalitäten zwischen Moder-

nisten und Islamisten wieder aufflammen, doch diesmal wäre 

es auf einer grundsätzlicheren Basis. Frühere Auseinanderset-

zungen bezogen sich lediglich auf die Polemik über als blas-

phemisch angesehene Kunstwerke, die Benachteiligung der 

Frauen ist von weitaus größerer Relevanz.

Politisch ist diese Rede sicher auch ein Versuch, die 

schwindende Anhängerschaft von Caid Essebsis Partei »Nidaa 

Tunes« wieder zu mobilisieren. Diese von ihm erst 2012 ge-

gründete Partei hatte die 2014 abgehaltenen Parlaments- und 

Präsidentschaftswahlen gegen die bis dahin dominierenden Is-

lamisten gewonnen, zerfiel aber in der Folge in mehrere ri-

valisierende Fraktionen, mangels einer starken Führung (der 

Präsident musste seine Funktion zurücklegen) und eines kla-

ren Parteiprogramms. Letztlich war Nidaa nur ein dispara-

tes Sammelbecken von modernistisch eingestellten Teilen der 

Bevölkerung gegen den politischen Islam. Die Mobilisierung 

der Frauen könnte nun dazu beitragen, diese Wahlerfolge zu 

wiederholen.

Angesichts der im Dezember2017 stattfindenden Gemein-

deratswahlen ist die Rede des Präsidenten wohl ein genialer 

Schachzug, doch soll damit nicht unterstellt werden, dass der-

artige politische Konsequenzen die entscheidende Motivati-

on darstellten. Die soziale Entwicklung in Tunesien, die von 

einer starken Zivilgesellschaft und einer militanten Frauenbe-

wegung geprägt ist, hat nach dem islamistischen Interregnum 

einfach die notwendigen Bedingungen für die Fortführung 

einer emanzipatorischen Politik geschaffen.

Wie auch immer: Schon Anfang September wurden, zur 

allgemeinen Überraschung überraschend schnell und prob-

lemlos, alle aus den 1970er-Jahren stammenden Verordnungen 

betreffend das Verbot von Eheschließungen zwischen musli-

mischen Tunesierinnen und Nicht-Muslimen auf Gebot des 

Präsidenten außer Kraft gesetzt!

WOLFGANG ACHLEITNER 

ist Sozialökonom, lebt seit den 1980er-Jahren in Tunesien, wo er im 

Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit tätig war.

TUNESIEN: EMANZIPATION AUF DEM VORMARSCH VON WOLFGANG ACHLEITNER
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arie Jahoda ist ein Vorbild für Sozialwissenschafter 

und Sozialwissenschafterinnen. Sie war nicht nur 

Wissenschafterin und an der Erforschung von Fak-

ten alleine interessiert, sondern richtete ihren Fo-

kus immer auch auf die Betroffenen und deren reale Probleme. 

Diese Einstellung zur Arbeit ist im heutigen Wissenschaftsbe-

trieb selten geworden. Unter dem Titel »Lebensgeschichtliche 

Protokolle der arbeitenden Klassen 1850 – 1930« erschien im 

Studienverlag ihre Dissertation aus 1932 mit einer umfangrei-

chen Würdigung der Person Marie Jahoda und ihrer Arbeit.

ANAMNESEN IM VERSORGUNGSHAUS

Den Kern der Buchpublikation bildet die bisher unveröffent-

lichte Dissertation von Maria Jahoda an der Universität Wien, 

die empirisch auf 52 Interviews von Frauen und Männern aus 

der arbeitenden Bevölkerung aufbaut. Damit wird erstmals 

eine einzigartige Datenquelle erschlossen und der Öffentlich-

keit präsentiert, die differenzierte Einblicke in die Arbeits- und 

Lebensverhältnisse in Wien im Zeitraum zwischen 1850 und 

1930 eröffnet. Gemeinsam ist den Befragten, dass sie ihren Le-

bensabend zumeist aufgrund finanzieller Probleme in einem 

der Wiener Versorgungshäuser verbringen. Sozial gehören sie 

unterschiedlichen Gruppen der Arbeiterschaft an, den Ge-

werbetreibenden, den Arbeitern in Handwerk oder Industrie 

oder – insbesondere die Frauen unter den Befragten – der 

Hausdienerschaft. Die Lebensgeschichten machen die ökono-

mische Dynamik und die mit ihr verbundene räumliche und 

soziale Mobilität der zweiten Hälfte des 19. Jahrhundert und 

der ersten drei Dekaden des 20. Jahrhunderts nachvollziehbar. 

Das Lebenslaufkonzept von Charlotte Bühler bildet die theo-

retische und interpretative Hintergrundfolie der Dissertation.

Eingeleitet wird das Buch von Helga Nowotny. Ihre Ein-

führung macht deutlich, dass Maria Jahoda eine zu Unrecht 

vergessene Autorin und Pionierin der Sozialwissenschaften 

ist. Als ein Beispiel für die fehlende Würdigung führt sie ei-

nen Beitrag der Zeitschrift The Economist aus dem Jahr 2016 

an, in dem die Bedeutung Wiens Ende des 19. und Anfang 

des 20. Jahrhunderts gewürdigt wird, Maria Jahoda aber kei-

ne Erwähnung findet.

Der Dissertation vorangestellt ist ein Beitrag von Mein-

rad Ziegler, der in das wissenschaftliche Werk des Ehepaares 

Karl und Charlotte Bühler einführt und die damaligen wis-

senschaftlichen Arbeitsbedingungen beschreibt. Der Schwer-

punkt wird auf die von Charlotte Bühler geprägte Lebens-

laufforschung und ihr Einfluss auf die Dissertation von Marie 

Jahoda gelegt. Die Dissertation von Marie Jahoda nimmt im 

Rahmen dieser Forschungen insofern eine Sonderstellung 

ein, als sie neue methodische Zugänge zur Erhebung lebens-

geschichtlicher Daten entwickelt.

Im Anschluss an die Dissertation nimmt Josef Ehmer eine 

historische Einbettung und Kontextualisierung der lebensge-

schichtlichen Protokolle von Maria Jahoda vor. Seine Darstel-

lung ordnet die von Jahoda untersuchten Schicksale in das so-

ziale Gefüge der damaligen Zeit ein und eröffnet damit einen 

Blick auf die größeren wirtschaftlichen, politischen und sozi-

alen Zusammenhänge der damaligen Zeit.

Der letzte Beitrag ist Leben und Werk von Marie Jaho-

da gewidmet. Christian Fleck stellt in seiner Biographie viele 

neue Details zur Verfügung, so z. B. wird das Engagement von 
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Marie Jahoda – 

das Unsichtbare sichtbar machen
Marie Jahoda war eine der wichtigen Pionierinnen der Sozialwissenschaften. Ihre Studie über die Arbeitslosen von Ma-

rienthal gehört zum Kanon der empirischen Sozialforschung. Nun ist auch ihre nicht minder interessante Dissertation von 

1932 über die Lage der arbeitenden Klassen 1850 –1930 erstmals aufgelegt worden. Georg Hubmann rezensiert das Buch 

und stellt Marie Jahodas bewegtes Leben und ihre Arbeitsweise dar.
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Marie Jahoda während der McCarthy-Ära behandelt. Ein-

drucksvoll und beeindruckend schildert er das Wissenschafts-

verständnis von Maria Jahoda, nämlich, dass Wissenschafter 

und Wissenschafterinnen einen Beitrag zur Lösung sozialer 

Probleme leisten sollen und sich dafür auch politisch engagie-

ren können. Marie Jahoda ist diesem Grundsatz ihr ganzes Le-

ben lang treu geblieben.

ENGAGEMENT FÜR DEN FORTSCHRITT

Die Biographie von Marie Jahoda erklärt, warum sie immer 

unter einem breiteren, oft auch politischen Blickwinkel ge-

forscht hat. Aufgewachsen und sozialisiert im Roten Wien 

der 1920er Jahre engagierte sie sich schon mit fünfzehn Jahren 

beim Verband sozialistischer Mittelschüler vsm. Das Thema der 

gerechten Bildungschancen unabhängig von der individuellen 

Herkunft war eines ihrer ersten politischen Interessensfelder. 

Ein Auftritt als Rednerin zum Thema der Schulreform – Ziel 

war die allgemeine Mittelschule – beim großen Maiaufmarsch 

der Wiener Sozialdemokratie im Jahr 1926 am Rathausplatz 

brachte ihr eine Rüge der Schuldirektorin und in weiterer 

Folge eine schlechte Betragensnote im Abschlusszeugnis ein. 

Diese Begebenheit steht für ihren Mut bereits als Jugendli-

che, für eine Sache öffentlich aufzutreten. Schon früh zeigt 

ihr Einsatz für eine gerechte Gesellschaft und einen gerechten 

Umgang im Zwischenmenschlichen ihren inneren politischen 

Antrieb (vgl. Jahoda o.J.: 122f.). Als Vorsitzende des sozialisti-

schen Mittelschülerverbandes kam sie zwanglos in Kontakt mit 

den führenden Sozialdemokraten der Zeit. Besonders prägend 

erlebte sie damals Otto Neurath und Otto Bauer. 

BILDUNGSARBEIT IST DAS WICHTIGSTE

Die Idee, dass »es nichts Wichtigeres als die allgemeine Erzie-

hung gibt« (ebd.: 128f.), war Jahodas Motivation für ihre Stu-

dienwahl. Sie belegte das Fach Psychologie an der Universität 

Wien und begann eine Ausbildung zur Volksschullehrerin. Ihr 

eigentliches Lebensziel zu der Zeit war es, Unterrichtsministe-

rin zu werden, um am Aufbau einer neuen sozialdemokratisch 

geprägten Gesellschaft mitzuwirken; gerade dafür schien ihr 

die Ausbildung zweckmäßig. Sie war während ihrer Studien-

zeit stets in der politischen Bildungsarbeit aktiv, jedoch spitzten 

sich in den 1930er Jahren die politischen Verhältnisse in Öster-

reich immer weiter zu. In der Diktatur von Engelbert Doll-

fuß wurde sie mit ihrem Engagement für die Sozialdemokratie 

zuerst in die Illegalität und dann ab 1937 ins Exil gezwungen.

Die Aktivistin Marie Jahoda ist erst durch den politischen 

Umsturz in Österreich und ihrer Vertreibung zu einer Sozi-

alforscherin geworden, die diesen Beruf auch als Lebensmit-

telpunkt betrachtete. Die Prägung aus dem politischen En-

gagement und den damit verbundenen Fokus auf die realen 

Probleme der Gesellschaft hat sie in ihren Forschungsarbei-

ten immer behalten. In einem Artikel für die damals verbote-

ne sozialdemokratische Schrift »Der Kampf« schrieb sie unter 

einem Pseudonym: »Tatsachen sind nur an Hand von Kennt-

nissen und Wissen erkenntnismäßig bewältigbar, Wissen führt 

nur in ständiger Konfrontation mit den Tatsachen von der In-

terpretation zur Handlung« (Mautner, 1937: 21). Auch wenn 

das Zitat in diesem Artikel einen politischeren Bezugspunkt 

hatte, steht es rückblickend für die Geisteshaltung, die Jahoda 

in ihrer Forschungsarbeit angeleitet hat.

DIE REALEN PROBLEME 

DER MENSCHEN IM BLICK

Heute fokussiert sich gerade die Sozialwissenschaft immer 

mehr auf die Erforschung von Detailfragen, die ohne weite-

ren Kontext untersucht werden, und damit kommen auch die 

Situation der Betroffenheit sowie die Analyse der gesellschaft-

lichen Auswirkungen zu kurz. Marie Jahoda wählte für ihre 

Forschungsarbeit einen anderen Weg.

Schon die Auswahl des Untersuchungsgegenstandes ihrer 

Dissertation zeugt von Jahodas Bemühen, ihre persönlichen 

Überzeugungen in der wissenschaftlichen Arbeit unterzubrin-

gen. Sie erforschte die Lebensverläufe von Menschen, die um 

1930 in den Versorgungshäusern lebten. Dazu erweiterte sie 

den methodischen Zugang ihrer Betreuerin Charlotte Büh-

ler, die ihre Theorie über systematische Aspekte des mensch-

lichen Lebenslaufes vorwiegend aus Biografien gut situierter 

Männer erarbeitet hatte, um zu überprüfen, ob diese Theo-

rie auch unter den Lebensbedingungen der einfachen Leu-

te funktioniert. Dazu führte sie Interviews mit 52 Menschen 

in Wiener Versorgungshäusern. Das verdeutlicht das Interes-

se Marie Jahodas an der konkreten Lebenssituation der Men-

schen, eine durchgängige Haltung in ihrer wissenschaftlichen 

Arbeit. (Vgl. Jahoda o.J.: 128).

Ihren methodischen Zugang zur lebensnahen Forschung 

charakterisiert sie in einer Rede 1994 folgendermaßen: »Die 

Themenwahl einer lebensnahen Sozialpsychologie stammt 

nicht von abstrakten Theorien, sondern aus der Problematik 

der sozialen Gegenwart. Sie sucht nicht nach zeitunabhängi-

gen Antworten, sondern erkennt die Zeitgebundenheit sozi-

alen Geschehens und menschlichen Verhaltens. Sie will nicht 

beweisen, sondern entdecken; sie will das Unsichtbare sicht-
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bar machen. Weil im sozialen Geschehen Dinge zählen, die 

nicht gezählt werden können, sind hier qualitative Methoden 

ebenso am Platz wie quantitative. Lebensnahe Studien haben 

ihre Probleme: Nicht nur sind sie mühsamer als Experimente 

im Laboratorium, sie bringen auch weniger Prestige und wer-

den von manchen Theoretikern als unwissenschaftlich beisei-

te geschoben. Aber das tritt in den Hintergrund, wenn man 

einmal die tiefe Befriedigung erlebt hat, die von einer erfolg-

reichen lebensnahen Studie stammt, weil sie die Möglichkeit 

bietet, zur Bewältigung der Probleme der Gegenwart beizu-

tragen.« (Jahoda, 1994, 101.) 

NICHT NUR BEOBACHTEN

Diese Haltung spiegelt sich in allen ihren Forschungsarbei-

ten wieder. Das gilt auch für ihre wohl bekannteste Studie 

über die Arbeitslosen in Marienthal. Schon der Schritt, wie 

es schlussendlich zur Wahl des Themas kam, zeigt Jahodas 

starken Bezug zu politisch-gesellschaftlichen Fragestellungen. 

Ursprünglich wollte die Forschungsgruppe um Paul Lazars-

feld das Freizeitverhalten der Menschen untersuchen, schließ-

lich war eben die Arbeitszeit verkürzt worden und sie planten 

zu erforschen, was die Menschen mit der neu gewonnenen 

Freizeit anfangen. Im Gespräch mit Otto Bauer, dem Vor-

denker der Sozialdemokratie, schlug dieser jedoch vor, gera-

de in Zeiten der wachsenden Arbeitslosigkeit die konkreten 

Auswirkungen der Arbeitslosigkeit zu untersuchen und dies 

in Marienthal zu tun. (Vgl. Knight, 1985) Auch die Methodik 

zur Durchführung der Studie war nie ein bloßes Beobachten 

der Zustände, sondern mit verschiedenen Initiativen zur Un-

terstützung der Betroffenen in Marienthal verbunden. So or-

ganisierte die Forschungsgruppe Schnittkurse und Kleiderak-

tionen oder Gesundheitsuntersuchungen für Kinder im Zuge 

der Feldarbeit in Marienthal. (Vgl. Fleck, 2001) 

Ein anderes Beispiel für Jahodas Zugang zur wissenschaft-

lichen Arbeit liegt in den 1950er Jahren als sie an der New 

York University forschte. Es war der Höhepunkt der McCar-

thy-Ära, benannt nach dem Senator Joseph McCarthy, der im 

beginnenden Kalten Krieg Wortführer der antikommunis-

tischen Bewegung in den usa war. Marie Jahoda schien als 

sozialistischer Flüchtling aus Österreich sicherlich nicht un-

verdächtig und wurde möglicherweise selbst überwacht; das 

hinderte sie aber nicht daran, als eine der ersten Sozialwissen-

schafterinnen sich systematisch mit den Auswirkungen die-

ser Politik und der gesellschaftlichen Stimmung in den usa 

auseinanderzusetzen (vgl. Fleck 2001). Sie kritisierte in einer 

Studie gemeinsam mit Stuart W. Cook die Schaffung eines 

geistigen Klimas, das ideologische Unterwürfigkeit und Kon-

formität erzeugt (vgl. Jahoda 1997: 130). Es zeigt sich, dass 

Marie Jahoda auch als politischer Flüchtling nicht von ihrer 

politischen Grundhaltung und dem Fokus auf ganz konkre-

te, gesellschaftlich relevante Fragestellungen in ihrer Arbeit als 

Wissenschafterin abrückte.

Marie Jahoda vertritt mit ihrem Zugang zur Forschung 

eine Nützlichkeitsperspektive für die Lebensrealität derer, die 

erforscht werden (vgl. Rothschild 2003). Dieses Selbstver-

ständnis zeigt sich auch als sie in England tätig war und eine 

Studie über asiatische Flüchtlinge aus Uganda, einer ehemali-

gen englischen Kolonie, nicht veröffentlicht, weil die Ergeb-

nisse zeigten, dass die Geflüchteten gegenüber den Schwarz-

afrikanern rassistisch eingestellt waren. Es bestand die Gefahr, 

dass eine Publikation Schaden in der englischen Öffentlich-

keit anrichten würde und das war für sie der Beweggrund, 

diese Forschungsarbeit nicht zu veröffentlichen.

MARIE JAHODA ALS VORBILD

Marie Jahoda zeichnen ihre besondere Haltung gegenüber 

dem Forschungsgegenstand und die Kreativität in der Metho-

denwahl als Wissenschafterin aus – Eigenschaften, die im heu-

tigen Wissenschaftsbetrieb aus systemischen Zwängen immer 

seltener werden, aber gerade der sozialwissenschaftlichen For-

schung im Sinne ihrer Praxisrelevanz sehr gut täten. Auch die 

zentrale Frage ihrer Dissertation nach der sozialer Absiche-

rung und Teilhabe an der Gesellschaft hat nichts an Aktualität 

verloren und bleibt auch heute eine immanent politische und 

gesellschaftliche Herausforderung.

Das muss uns gerade dann bewusst sein, wenn wir Ma-

rie Jahoda folgen wollen und danach streben, dass eines Ta-

ges die Lebenschancen so verteilt sind, dass allen Menschen 

unabhängig von ihrer Herkunft ein gutes Leben ermöglicht 

ist. Wenn wir die damit verbundenen politischen Herausfor-

derungen bewältigen wollen, dann wird klar, wie wichtig es 

heute ist, dass sich Sozialwissenschafterinnen und Sozialwis-

senschafter Marie Jahoda zum Vorbild nehmen und mit den 

gleichen Haltungen an die realen gesellschaftlichen Problem-

stellungen herangehen. Marie Jahoda ist und bleibt mit ihren 

Forschungsthemen, dem methodischen Zugang und in ihrer 

politischen Haltung ein großes Vorbild.

GEORG HUBMANN 

ist Leiter des Marie Jahoda – Otto Bauer Instituts (www.jbi.or.at). Das 

Institut arbeitet an der Schnittstelle von Wissenschaft und Politik.
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SACHBÜCHER

Kalter Krieg, Trump & Flüchtlinge
Heinz Gärtner 
DER KALTE KRIEG 
 

John F. Kennedy wusste, dass ein mit der 

Atomwaffen von USA und Sowjetuni-

on geführter »heißer Krieg« wohl das 

sichere Ende der Menschheit bedeutet. 

Das Gleichgewicht des Schreckens, das 

durch zahlreiche Konflikte immer wieder 

auf die Probe gestellt wurde, zementiert die Spaltung Europas 

und der übrigen Welt in zwei Machtblöcke bis zum Ende des 

Kalten Krieges. Doch er ist nicht bloß ein historisches Relikt.

marixverlag, 256 Seiten, 6,00 Euro 

Alexander Betts, Paul Collier 
GESTRANDET 
 

Aus dem Englischen von Helmut Dier-

lamm und Norbert Juraschitz. Mehr als 

65 Millionen Menschen sind weltweit 

auf der Flucht. Doch die Instrumente 

und Institutionen, mit denen wir auf die-

se humanitäre Herausforderung reagieren, sind hoffnungslos 

veraltet und haben für Millionen Flüchtlinge fatale Folgen. 

Paul Collier und Alexander Betts ziehen in ihrem Buch eine 

Bilanz der aktuellen Flüchtlingspolitik.

siedler verlag, 336 Seiten, 25,70 Euro   

Naomi Klein 
GEGEN TRUMP 
 

Aus dem Amerikanischen von Gabriele 

Gockel. Wie konnte es dazu kommen, 

dass Donald Trump Präsident der USA 

wurde? Der mit »alternativen Fakten« 

gegen Einwanderer, gegen Frauen, gegen 

Wissenschaft, gegen Pressefreiheit hetzt 

und seine populistische Agenda schamlos durchsetzt?  Naomi 

Klein zeigt, dass Trump weder aus dem Nichts aufgetaucht 

noch ein politischer Unfall ist. 

s. fischer, 368 Seiten, 22,70 Euro   

Markus Metz, Georg Seeßlen 
FREIHEIT UND KONTROLLE 
 

Der ewige Zwiespalt von Freiheit und 

Kontrolle klafft mit neuer Schärfe auf. 

Ausgehend von den konkreten Erschei-

nungsformen in den jüngsten Debatten 

etwa über digitale Überwachung und 

Selftracking, Big Data und Bürokratie, 

fragen Markus Metz und Georg Seeßlen, bis zu welchem Grad 

die heute eklatanten Widersprüche zwischen Freiheit und 

Kontrolle letztlich unauflöslich und wo sie bloß Ideologie sind.

suhrkamp, 461 Seiten, 20,60 Euro  

Dirk Dabrunz, Wolfgang Herbert 
JAPANS UNTERWELT 
 

Die Yakuza – die japanische Mafia – ist 

fest im sozialen Gefüge des Landes ver-

ankert. Ihre kriminellen Aktivitäten um-

fassen u. a. Glücksspiel, Drogenhandel, 

Prostitution, Schutzgelderpressung. Die 

Autoren haben Interviews sowohl mit 

hochrangigen Yakuza-Bossen verschie-

dener Syndikate geführt, als auch einfache Mitglieder, Opfer, 

Gegner sowie Vertreter der Justiz getroffen und befragt. 

dietrich reimer verlag, 312 Seiten, 30,80 Euro   

Bernd Ulrich 
GUTEN MORGEN, ABENDLAND 
 

In Zeiten von Brexit, Trump-Amerika, 

IS-Terror, weltweiter Flüchtlingsströme 

und neuem Nationalismus gibt es hier 

eine politische Bestandsaufnahme von 

Bernd Ulrich, Leiter der Politik-Redak-

tion der Wochenzeitung »Die Zeit«. Der 

Autor entwirft ein Epochenbild, das für die politische Kultur 

und für ein höchst notwendiges demokratisches Engagement 

notwendig ist. 

kiepenheuer & witsch, 304 Seiten, 20,60 Euro   



BELLETRISTIK

Spione, Oktoberrevolution & Taugenichtse
Viet Thanh Nguyen 

DER SYMPATHISANT 

 

Aus dem Amerikanischen von Wolfgang 

Müller. April 1975 wird eine Grup-

pe südvietnamesischer Offiziere unter 

dramatischen Bedingungen aus Saigon 

in die USA geflogen. Darunter ein als 

Adjutant getarnter kommunistischer 

Spion. In Los Angeles soll er weiterhin ein Auge auf die poli-

tischen Gegner haben, ringt jedoch immer mehr mit seinem 

Doppelleben.

s. karl blessing verlag, 528 Seiten, 25,70   

Artjom Wesjoly 

BLUT UND FEUER 

 

Die volle Wahrheit des gewöhnlichen 

Lebens während der Oktoberrevolution 

und des anschließenden Bürgerkriegs zu 

zeigen – das war das große Ziel Artjom 

Wesjolys. Unter dem Titel »Russland in 

Blut gewaschen« erschien das Buch von 

1932 bis 1936 in verschiedenen Textfassungen. Die Überset-

zung folgt der Fassung von 1936, der letzten, die der Autor 

vor seiner Verhaftung 1937 selbst betreute.

aufbau verlag, 640 Seiten, 28,80 Euro 

Stefanie Sargnagel 

STATUSMELDUNGEN 

 

Sargnagel kommt aus dem Internet und 

ist, mit Ausnahme von Rainald Goetz 

und seinem Online-Tagebuch, die erste 

deutschsprachige Autorin, die im Netz 

eine Form für sich gefunden hat, die 

passt, als Literatur funktioniert und ein 

großes Publikum erreicht. Stefanie Sargnagel schreibt radikal 

subjektiv und sehr weise über das sogenannte einfache Leben, 

über Feminismus, über Aussichtslosigkeit und Depression.

rowohlt, 304 Seiten, 20,60 Euro  

 

Samuel Selvon 
DIE TAUGENICHTSE 
 

Aus dem Englischen von Miriam Man-

delkow. Moses, Big City, Fünf-nach-

zwölf und die anderen setzen große Hoff-

nungen in ihr neues Leben im »Zentrum 

der Welt«, so nennen sie das London der 

Nachkriegszeit. Sie sind aus der Karibik 

hierhergekommen, jetzt staunen sie über die Dampfwolken 

vor ihren Mündern. Kapitulation? Niemals! Stattdessen be-

ginnen die Überlebenskünstler, sich neu zu erfinden.

dtv, 176 Seiten, 18,50 Euro    

Richard Ford 
ZWISCHEN IHNEN 
 

Aus dem Englischen von Frank Heibert. 

Mit siebzehn verliebt sich Edna Akin aus 

Arkansas in Parker Ford, einen Jungen 

vom Land mit den durchscheinend 

hellblauen Ford-Augen. Sie heiraten 

und beginnen ein Nomadenleben in den 

Südstaaten der USA. »Zwischen ihnen« ist Richard Fords in-

timstes Buch: eine Erinnerung an seine Eltern und ein Porträt 

des Lebens in den USA Mitte des 20. Jahrhunderts.

hanser berlin, 144 Seiten, 18,50 Euro     

Édouard Louis 

IM HERZEN DER GEWALT 

 

Aus dem Französischen von Hin-

rich Schmidt-Henkel. Édouard Louis 

rekonstruiert die Geschehnisse einer 

dramatischen Nacht, die sein Leben für 

immer verändert. Auf der Pariser Place 

de la République trifft Édouard in einer 

Dezembernacht einem jungen Mann. Édouard nimmt ihn, 

Reda, einen Immigrantensohn mit Wurzeln in Algerien, mit 

in seine kleine Wohnung. 

s. fischer, 224 Seiten, 20,60 Euro    
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Die EU-Konzessionsrichtlinie

 Alice Wagner

Für eine offensive Wohnpolitik 

Wolfgang Moitzi
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eine Frage sozialer Fairness 

Michael Ludwig

Eurokrise und kein Ende – 

Spanien im freien Fall
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Economic Governance – 

auf dem Weg zu einer »Troika für alle«

Daniel Lehner

Europas Entwicklung 
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Der Antisemit Karl Renner? 
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Das vermeintlich Unmögliche wagen

Sonja Ablinger

Europas Linke muss jetzt Nein sagen! 
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Robert Misik
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Stadtentwicklung für die Wienerinnen 

und Wiener im 21. Jahrhundert

Rudi Schicker

Stadt fair teilen 

Eva Kail

Mobilität mit Zukunft bringt mehr 

Lebensqualität in die Städte 

Christian Fölzer

Mali: Militarisierung der Sahelzone

Stefan Brocza
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SPÖ-Mission: Selbstbewusst vorwärts!

 Claudia Schmied 

Stagnation der Völkischen? 

Andreas Peham

Ein Volk von Eigentümern? 

Artur Streimelweger

Vom Klubzwang

Ludwig Dvořák
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ALAÏA. AZZEDINE ALAÏA IM 21. JAHRHUNDERT

NRW-FORUM DÜSSELDORF
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Niedriglohnbeschäftigung 

in Deutschland

 Claudia Weinkopf & Thomas Kalina

Die Troika und der Flächentarifvertrag 

Thorsten Schulten

Kinderkarenz und Wiedereinstieg 

Gerlinde Hauer

Wendezeit des Kapitalismus?

Armin Pullerk

9/2013
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Die SPÖ neu gründen! 

 Albrecht K. Konečný

Ein modernes Strafrecht 

Hannes Jarolim

Rot-Blau ante portas? 

Ludwig Dvořák 

Die EU gemeinsam verteidigen

Caspar Einem

10/2013
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Welcher Fortschritt? 

 Barbara Blaha

Vom Elend der 

Politikverdrossenheit

Karl Czasny

Tunesien: Frauenrechte 

müssen verteidigt werden

Muna Duzdar 

Mehr als eine »Neid-Debatte«

Wolfgang Moitzi

11/2013

DIE 70ER JAHRE. 
MUSA
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Die extreme Rechte 

vor der EU-Wahl 
Andreas Peham

Marokko nach 

dem arabischen Frühling

Muna Duzdar

Machtwechsel 

in Norwegen

Jens Gmeiner

Zwischen NSA und 

medialem Widerstand

Anton Tantner

12/2013
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Kritische 

Bestandsaufnahme 

Wolfgang Katzian

Sozialdemokratische Handschrift?

Sonja Ablinger

Das sozialdemokratische Jahrhundert     

hat noch gar nicht begonnen

Hannes Swoboda 

Ägypten: Inmitten der Konterrevolution

Tyma Kraitt

1/2014

DEBORAH SENGL

DIE LETZTEN TAGE  

DER MENSCHHEIT
ESSL MUSEUM

Der Wettbewerbspakt -  

eine Bestandsaufnahme 

Alexandra Strickner

Der Februar 1934 im Spiegel 

der Akten der Bundespolizeidirektion

Florian Wenninger

»Wirklich tüchtige und 

würdige Genossinnen«

Gabriella Hauch 

Mexiko: Dank Freihandel 

ein gescheiterter Staat 

Boris Ginner und Alexander Strobl
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UNSERE 
STADT!
JÜDISCHES MUSEUM WIEN
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Soziale Demokratie  

als ständige Aufgabe   

Emmerich Tálos

Ukraine – zwischen  

Ost und West?   

Christina Plank

Gründe, die völkerrechtliche  

Kirche im politischen Dorf zu lassen   

Stefan Brocza

Irrwege einer historischen 

»Schuldsuche« zum 12. Februar 1934   

Gerhard Botz
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BÖSE    DINGE
     HOFMOBILIENDEPOT

Besteuerung  

der Ungleichheit   

Martin Schürz 

Europa am 

Scheideweg   

Eugen Freund

TTIP – eine Gefahr für  

Demokratie und Sozialstaat    

Neva Löw

Budget 2014/2015: Kleineres Übel 

oder Haushalt der vergebenen Chancen?   

Markus Marterbauer

5/2014
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OPEN
BANK AUSTRIA 
KUNSTFORUM WIEN

Die Identitären. Jugendbewegung 

der Neuen Rechten  

Offensive gegen Rechts

Schumpeter’sche Innovationen, Struktur-

wandel und ungleiche Einkommensverteilung  

Adolf Stepan

Abwanderungsdrohungen als  

Mittel im Klassenkampf

Bettina Csoka, Franz Gall und Michaela Schmidt

Mehr Einbürgerungen für eine starke 

Demokratie

Lena Karasz

6/2014
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VORBILDER
150 JAHRE MAK

Das Ende 

einer Ära  

Thomas Nowotny

Antimuslimischer Rassismus 

als soziales Verhältnis  

Fanny Müller-Uri

Über Sozialdemokratie, 

Europa und Utopien  

Michael Amon

Handel ist der Lebenssaft  

einer freien Gesellschaft  

Stefan Brocza

7– 8/2014
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Die geteilte Hegemonie in 

der EU-Wirtschaftspolitik 

Wolfgang Edelmüller

Otto Neurath – 

ein skeptischer Utopist 

Armin Puller

Jenseits von 

»mitgemeint«  

Stefanie Vasold

Die Rolle der Geldpolitik 

in der Krise 

Irene Mozart

9/2014
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Pikettys »Kapital 

im 21. Jahrhundert« 

Philipp Metzger

Die Verselbständigung neoliberaler 

Wirtschaftspolitik in der EU

M. Marterbauer und L. Oberndorfer

Sozialdemokratische Orientier-

ungs- und Existenzfragen

Ludwig Dvořák et al.

Rekommunalisierung 

wird zum Trend  

B. Hauenschild und S. Halmer

10/2014
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WIEN IM ERSTEN
WELTKRIEG
WIENMUSEUM

Wir müssen uns dem Urteil 

der Geschichte stellen

Heinz Fischer

Eine 

Zivilisationshaut

Christine Nöstlinger

Direkt die Demokratie erneuern 

– oder eher damit abschaffen?

Daniel Lehner

Ein Grenzgänger des 

20. Jahrhunderts: Leo Kofler

Christoph Jünke

5/2015
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12. WESTLICHT FOTO-AUKTION

Frauenrechte verteidigen – 

365 Tage im Jahr 

Julia Herr 

Bewegung in die 

Arbeitszeitgestaltung

David Mum

Die außenpolitischen Beziehungen 

Kubas im Wandel

Gernot Stimmer

Flüchtlingsfragen

 Caspar Einem

1/2016
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DAS PARADIES 
DER UNTERGANG
HARTMUT SKERBISCH - MEDIENARBEITEN

UNIVERSALMUSEUM JOANNEUM GRAZ

Für Identität, 

gegen Beliebigkeit

Caspar Einem

Wien Freiheitlich – ein 

Szenario der Veränderung

Rudi Schicker

Keine Zeit verlieren, um 

die Sozialdemokratie zu retten

Julia Herr

Neutralität 

systematisch verletzt

Thomas Riegler

6/2015

4
,5

0
 E

u
ro

 P
.b

.b
. 
A

b
s
.:
 G

e
s
e
ll
s
c
h

a
ft

 z
u

r 
H

e
ra

u
s
g

a
b

e
 d

e
r 

Z
e
it
s
c
h

ri
ft

 Z
U

K
U

N
F

T
, 
K

a
is

e
re

b
e
rs

d
o

rf
e
rs

tr
a
s
s
e
 3

0
5
/
3
, 
1
1
1
0
 W

ie
n
, 
1
4
Z

0
4

0
2
2
2
 M

, N
r. 

6/
20

15

PIPILOTTI 
RISTKUNSTHALLE KREMS

Waldheim – 

wie es wirklich war

Interview mit Georg Tidl

Tunesien – Demokratie 

braucht sozialen Fortschritt

Muna Duzdar

100 Jahre 

Josef Hindels

Erwin Lanc

Mauern an den Grenzen führen 

zu Mauern in den Köpfen

Nurten Yılmaz

2/2016
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AUGEN AUF! 
100 JAHRE LEICA FOTOGRAFIE
WestLicht / Ostlicht

Höchste Zeit für 

Schritte nach vorn

Caspar Einem

Das Trennbankensystem 

der USA – eine Alternative?

Josef Falkinger

Busbahnhof, Flughafen 

und Fußball-WM

Bernhard Leubolt

Ist Deutschland das 

bessere Österreich?

Markus Marterbauer

7&8/2015
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HyperAmerika
Kunsthaus Graz

Bildung 

fortschrittlich denken

Gabriele Heinisch-Hosek

Geldregen aus 

dem Helikopter

Elisabeth Blaha

Das Europa 

der Zukunft

Wolfgang Edelmüller

Mindestsicherung – 

nur für InländerInnen?

Marko Miloradović

3/2016
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LE
N

TO
S

 

D
IE

 S
A

M
M

LU
N

G

Tanzt 

den Corbyn!

Ludwig Dvořák

Europe 

no more?

Wolfgang Edelmüller

Britische Gewerkschaften: 

Von Pro-EU zu Pro-Lexit?

Sandra Breiteneder

Recht – 

Familie – Ehe

Helga Hieden-Sommer

9/2015
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WORLD PRESS 
PHOTO 15 
GALERIE WESTLICHT

Mit den Tabus der 

Linken brechen

Slavoj Žižek

»Dem Terror nicht beugen« – 

das Nittel-Attentat

Thomas Riegler

Aushöhlung von Rechten 

für Flüchtlinge

Leila Hadj-Abdou

Neoliberaler Feldzug auf Gewerk-

schaftsrechte im Schatten der Krise 

W. Greif & S. Breiteneder

4/2016
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 Alles neu!
 100 Jahre  

 Frankfurter 
 Schule

 Museum für 
 angewandte 

 Kunst

Die Quote 

der Glaubwürdigkeit 

Sonja Ablinger 

Debatten um Straßennamen sind auch 

ein demokratiepolitischer Lackmustest 

Interview mit Oliver Rathkolb

Steueroasen: 

Wo Vermögen parken 

Stefan Brocza und Andreas Brocza

Zukunft 

Rauchverbot  

Sabine Oberhauser

11/2014
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JEFF WALL 
KUNSTHAUS BREGENZ

Ein Blick in  

den Spiegel 

Stephan Schimanowa 

Vom System 

zur Alternative 

Max Lercher

Zu Arbeitsbegriff und 

Einkommensunterschieden 

Max Lercher

Das Erste Österreichische 

Universalmietrechtsgesetz 

Ruth Becher

12/2014
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SCHAULUST 
DIE EROTISCHE 
FOTOGRAFIE VON 
ALFONS WALDE
FOTOMUSEUM   WESTLICHT

Neustart für 

Europa? 

Ulrich Brand 

Was will 

SYRIZA?

Euclid Tsakalotos

Zum Kern 

des Problems 

Ludwig Dvořák

Die Entzauberung religiös-politischer 

Parteien in der arabischen Welt

Muna Duzdar

1/2015
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PEGIDA, AfD und die 

politische Kultur in Sachsen 

Michael Lühmann 

Österreichs 

kalte Krieger

Thomas Riegler

Wie die europäische Sozial demokratie 

Griechenland und dabei sich selber helfen kann

Markus Marterbauer

Keine Angst vor 

der eigenen Courage

Muna Duzdar

2/2015
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ROMANE THANA.
ORTE DER ROMA UND SINTI

WIEN MUSEUM

Wird das Bildungsversprechen 

eingelöst? 

Vanessa Kinz, Nikolaus Ecker 
und Senad Lacevic

Oberösterreich 

ist anders

Josef Weidenholzer

Anmerkungen nach 

der Wien-Wahl

Caspar Einem

»Meinen Körper in 

den Kampf werfen«

Thomas Riegler

10/2015
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STEIERMARK IM BLICK 
UNIVERSALMUSEUM JOANNEUM

Steuerreform: Weichen in Richtung 

künftige Kürzungspolitik

Elisabeth Klatzer

Von Wählerparteien zu Kümmerer- 

und Bewegungsparteien?

Jens Gmeiner und Matthias Micus

Wie Griechenland aus der Staatsschulden-

falle befreit werden kann

Wolfgang Edelmüller

3/2015
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DIE ACHZIGER JAHRE
MUSA

Solidarität statt 

Ausgrenzung 

Laura Schoch

EU in 

Auflösung?

Albrecht von Lucke

Argentinische Vergangen-

heitspolitik am Scheideweg

Georg Krizmanics

Zum Erfolg der Programm- 

länder des Euroraums

Elisabeth Blaha

11/2015
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LIEBE IN ZEITEN 
DER REVOLUTION
BANK AUSTRIA KUNSTFORUM WIEN

Was will Varoufakis 

eigentlich?

Philipp Metzger

Wahlen in 

Großbritannien

Armin Puller

Die Vereinbarkeit von 

Islam und Moderne

Muna Duzdar

Budgetziel erreicht, auf die Bekämpfung 

der Rekord arbeitslosigkeit vergessen

Markus Marterbauer

4/2015

4
,5

0
 E

u
ro

 P
.b

.b
. 
A

b
s
.:
 G

e
s
e
ll
s
c
h

a
ft

 z
u

r 
H

e
ra

u
s
g

a
b

e
 d

e
r 

Z
e
it
s
c
h

ri
ft

 Z
U

K
U

N
F

T
, 
K

a
is

e
re

b
e
rs

d
o

rf
e
rs

tr
a
s
s
e
 3

0
5
/
3
, 
1
1
1
0
 W

ie
n
, 
1
4
Z

0
4

0
2
2
2
 M

, N
r. 

4/
20

15

MYTHOS GALIZIEN
WIEN MUSEUM

Hoffnung ist der Treibstoff 

des Fortschritts 

Barbara Blaha

Hillary – 

what else?

Grössing & Brocza

Politische Kommunikation 

im Wiener Jugendwahlkampf

Bernhard Heinzlmaier

Unternehmerstimmung: Nur dunkel-

trüb oder schon blau-schwarz?

Markus Marterbauer

12/2015
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Margot Pilz
Meilensteine 
MUSA


